aus
politik
un

zelt.,
geschichte

ISSN 0479-611 X

B 42/84
20. Oktober 1984

beilage
Zur
wochen

zeltung
das parlament

Mir A. Ferdowsi
Der iranisch-irakische Krieg

Javad Kooroshy

Islamische Wirtschaftsordnung
im Iran?

Uwe Simson
Islam, Entwicklung

und Entwicklungspolitik
siidlich der Sahara




Mir A. Ferdowsi, Dr. phil,, Dipl. sc. pol, geb. 1946 im Iran, seit 1965 in der Bun-
desrepublik; Lehrbeauftragter am Geschwister-Scholl-Institut fiir politische Wis-
senschaft der Universitit Miinchen und an der Hochschule fiir Politik Miin-
chen.

Veréffentlichungen u. a:: Der positive Frieden, Miinchen 1981; (zus. mit R. Bock-
horni, P.J. Opitz u.a) Ausldnderstudium in der Bundesrepublik Deutschland,
hrsg. von der Otto-Benecke-Stiftung, Baden-Baden 1982; Johan Galtung: Self-
Reliance — Beitriige zu einer alternativen Entwicklungsstrategie (Herausgeber),
Miinchen 1983; Die Vertrige von Lomé zwischen Modell und Mythos. Zur Ent-
wicklungspolitik der EG in der Dritten Welt (Herausgeber), Miinchen 1983
sowie diverse Beitrdge iiber Iran, Re-Islamisierung, Nord-Siid-Konflikt und Fra-
gen der internationalen Politik u. a. in D. Nohlen/F. Nuscheler (Hrsg.), Handbuch
der Dritten Welt, Bd. 6, Hamburg 1983, D. Nohlen (Hrsg.), Lexikon der Dritten
Welt, Hamburg 1984.

Javad Kooroshy, Dipl-Volksw., geb. 1944 im Iran; Studium an der Freien Uni-
versitdt Berlin; u. a. fiinf Jahre Tétigkeit im iranischen Finanzministerium.

Uwe Simson, geb. 1936; Studium der klassischen Philologie, Geschichte, Sozio-
logie und Orientalistik; elf Jahre Aufenthalt in Nahost und Nordafrika; seit 1973
im Bundesministerium fiir wirtschaftliche Zusammenarbeit.

Verdffentlichungen u. a.: Typische ideologische Reaktionen arabischer Intellek-
tueller auf das Entwicklungsgefille, in: René Kénig u. a. (Hrsg)), Aspekte der Ent-
wicklungssoziologie, Sonderheft 13/1969 der Kélner Zeitschrift fiir Soziologie
und Sozialpsychologie, S. 136ff.; Auswirtige Kulturpolitik als Entwicklungspoli-
tik. Probleme der kulturellen Kommunikation mit der Dritten Welt am Beispiel
des arabischen Raums, Meisenheim/Glan 1975; Der Islam: ein Tréger politischer
Ideent?, in: Schweizerische Zeitschrift fiir Soziologie 3 (1983), S. 677 {f.

Herausgegeben von der Bundeszentrale fiir politische Bildung,

Berliner Freiheit 7, 5300 Bonn 1.
Redaktion:

H. Ehmke, P. Lang, Dr. G. Renken, K.-H. Resch, Dr. K. Wippermann.

Die Vertriebsabteilung der Wochenzeitung DAS PARLAMENT, Fleisch-
str. 62—65, 5500 Trier, Tel. 0651/46171, nimmt entgegen

— Nachforderungen der Beilage ,Aus Politik und Zeitgeschichte";

— Abonnementsbestellungen der Wochenzeitung DAS PARLAMENT ein-
schlieBlich Beilage zum Preis von DM 14,40 vierteljihrlich einschlieBlich Mehr-
wertsteuer; bei dreiwdchiger Kiindigungsfrist zum Quartalsende;

— Bestellungen von Sammelmappen fiir die Beilage zum Preis von DM 6,50
zuziiglich Verpackungskosten, Portokosten und Mehrwertsteuer.

Die Verdffentlichungen in der Beilage ,Aus Politik und Zeitgeschichte" stellen
keine MeinungsduBerung des Herausgebers dar; sie dienen lediglich der Unter-
richtung und Urteilsbildung.




Mir A. Ferdowsi

Der iranisch-irakische Krieg

Ursachen, Verlauf und die Aussichten fiir eine Beendigung

Der 145. der 148 erfaBiten bewaffneten Kon-
flikte seit dem Zweiten Weltkrieg!'), gefiihrt
mit Waffen des 20.Jahrhunderts, der Taktik
des Ersten Weltkrieges, aber mit dem Fana-
tismus der Kreuzziige, trat am 23. September
1984 ins fiinfte Jahr. Trotz der hohen Zahl der
Verletzten (911 000), und Toten (680 000) so-
wie des enormen AusmaBes der materiellen
Schidden fiir beide Seiten von etwa 100 Milli-
arden Dollar?) ist eine Beendigung der be-
waffneten Auseinandersetzungen noch im-
mer nicht in Sicht. Sowohl der Beginn des
Krieges wie auch sein bisheriger Verlauf ha-
ben allerdings nicht nur wegen der Bedeu-
tung des ,Austragungsortes” fiir die Energie-
versorgung der westlichen Welt, sondern
auch hinsichtlich der Tatsache, daB er einer
der wenigen bewaffneten Konflikte zwischen

zwei Staaten der Dritten Welt ist, der nicht
als ,Stellvertreterkrieg" ausbrach und auf des-
sen Verlauf die Superméchte bislang nur ge-
ringen EinfluB haben nehmen kénnen, eine*
besondere Signifikanz. Somit wird der Krieg
zu Recht als ein ,markanter Wendepunkt” in
Richtung auf .eine groBere ,Verselbstindi-
gung'der Konflikte in der Dritten Welt"ange-
sehen?d).

Neben den bislang leider kaum beachteten
Urspriingen des Konflikts sollen daher einige
wenige jener Aspekte kurz skizziert werden ),
die einerseits Aufschliisse iiber die Ursachen
des Krieges sowie der Interessen im regiona-
len wie im internationalen Umfeld vermitteln,
aber auch andererseits Einblicke in die Még-
lichkeiten einer Beilegung des Konflikts bzw.
Beendigung des Krieges gestatten.

I. Die Urspriinge des Konflikts — das koloniale Erbe Schatt el-Arab

Zu Beginn des Krieges wurde der irakische
Vormarsch in Anlehnung an den Sieg der ara-
bischen Heere im Jahre 636 in der Schlacht
von Quadisiyah” iiber die Perser, die Beseiti-
gung des Sassaniden-Reiches und deren Be-
kehrung zum Islam, als ,Saddams Quadisiyah"
propagandistisch hochstilisiert, um den ara-
bisch-persischen Gegensatz zu betonen. Da-
bei handélt es sich um einen ,verschleppten
Konflikt', dessen Ursachen — wenn auch
nicht dusschlieBlich — in der von den Koloni-
almichten im Zuge der Dekolonisation hin-
terlassenen Grenzziehung zu suchen ist ).

Sieht man ab von den historischen Urspriin-
gen der Grenzstreitigkeiten, die bis zum

e —

J L Kende, Kriege nach 1945. Eine empirische
lgeleé]rszu?chung. in: Militdrpolitik Dokumentation,

') Diese Bilanz zog der agyptische Delegierte Has-

san Asyad vor der ,.lnternggl]i)onalen l(on!gerenz {iber
’Ausw-lrkungen des irakisch-iranischen Krieges

Il:'l-li Sien Weltirieden und die internationale Sicher-

Eit" im Juli 1984 in Bagdad, zit. nach ,Siiddeutsche
itung" vom 11.7, 1984,

Jahre 1638 reichen, als der heutige Irak durch
den tiirkischen Sultan Murat IV. erobert wur-
de, lassen sich die Urspriinge des heutigen
Konflikts um die Grenzziehung, vor allem um
den Schatt el-Arab und Khusistan (Arabistan)
auf das Jahr 1823 zuriickfiihren ). Dies ist das
Jahr, in dem Streitigkeiten zwischen der Tiir-
kei und Persien die Gefahr eines Krieges her-
aufzubeschwéren schienen, der aber durch

) D. Senghaas, Militirische Konflikte in der Drit-
ten Welt, in: Stenographisches Protokoll der 18, Sit-
zung des Ausschusses fiir wirtschaftliche Zusam-
menarbeit. Offentliche Anhérung des Deutschen
Bundestages von Sachverstindigen zum Thema
+Entwicklung und Riistung® am 22. 2. 1984, S. 268,

¥) Neben der inzwischen kaum iiberschaubaren
Flut der Aufsitze iiber den Krieg siehe vor allem:
Forschungsinstitut der Friedrich-Ebert-Stiftung
(Hrsg.), Der iranisch-irakische Konflikt. Reihe Ana-
lysen, Bd. 98/99, Bonn 1981. Ferner P. Hiinseler, Der
Irak und sein Konflikt mit Iran. Arbeitspapiere zur
Internationalen Politik, Bd. 22, Bonn 1982.

‘) Siehe zu dieser Problematik vor allem die vor-
ziigliche Studie von B. Moser, Ethnischer Konflikt
und Grenzkriege. Ursachen innen- und auBenpoliti-
scher Konflikte in Afrika, Diessenhofen 1983.
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die Intervention der GroBméchte England
und RuBlland entschirft werden konnte. Die
von einer damals gebildeten englisch-rus-
sisch-tiirkisch-persischen Grenzkommission
festgelegten Ergebnisse wurden im Vertrag
von Erzerum am 31. Mai 1847 fixiert. Man ei-
nigte sich damals darauf, die Stadt, Hafen und
Ankerplidtze von Muhammarah (heute Khor-
ramshar) sowie die Insel Khidhr (heute
Abadan) Persien zu iiberlassen, wihrend dem
Ottomanischen Reich der Schatt el-Arab in
seiner ganzen Breite bis hin zur Tiefenwasser-
*markierung am Ostufer zugesprochen wurde.
Es kam allerdings nicht zu einer endgiiltigen
Grenzfestlegung, da die in Konstantinopel
aufgenommenen Verhandlungen bereits un-
ter dem EinfluB der sich verschlechternden
englisch-russischen Beziehungen standen,
und sie wurden vollends abgebrochen, als im
Mairz 1853 der Krimkrieg ausbrach. Im Ergeb-
nis dieser Verhandlungen ist wohl der Grund-
stein fiir den gegenwirtigen Konflikt zu su-
chen.

Das unmittelbare Engagement der GroB-
méchte an der Regelung der Grenzstreitigkei-
ten wuchs erst, als im Gefolge der Konvention
von 1907 und der Aufteilung des Iran in eine
nordliche (russische) und eine siidliche (engli-
sche) Zone die beiden Enden der tiirkisch-
persischen Grenze in Gebiete reichten, die im
Mittelpunkt des Interesses der beiden GroB-
méchte lagen und diese daher direkt am Zu-
standekommen und am Ergebnis einer tiir-
kisch-persischen Grenzziehung interessiert
waren’).

So nahm im Marz 1912 die gemischte Grenz-
kommission ihre Arbeit wieder auf. Thre auf
englisch-russischen Druck zustandegekom-
menen Ergebnisse wurden in dem Konstanti-
nopler Viermdchte-Protokoll vom 17. Novem-
ber 1913 festgelegt, das die Grenzziehung am
Schatt el-Arab von 1847 erneut bestitigte.

Allerdings hatte sich England bereits wéh-
rend der persisch-tiirkischen Verhandlungen
mit der Tiirkei in einer anglo-tiirkischen Kon-
vention seine Mitspracherechte hinsichtlich
der Schiffahrtsregelung auf dem Schatt gesi-
chert. Der Ausbruch des Ersten Weltkrieges
verhinderte jedoch sowohl die Ratifizierung
und Durchfithrung des persisch-tiirkischen

%) Siehe hierzu die wohl umfassendste Studie von
U. Gehrke/G. Kuhn, Die Grenzen des Irak. Histori-
sche und rechtliche Aspekte des irakischen An-
spruchs auf Kuwait und des irakisch-persischen
Streits um den Schatt al-Arab, Stuttgart 1963.

7s] lZglzrﬂlnteressenlnge der GroBmichte siehe ebd,
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Grenzabkommens als auch die anglo-tiirki-
schen Vereinbarungen iiber die Kontrolle deg
Schatts. Mit dem Eintritt der Tiirkei in den
Krieg tibernahm England die Schiffahrtsrege.
lung auf dem Schatt allein, bis die arabischen
Reichsteile des Ottomanischen Reiches als
Resultat des Krieges unter englisches Mandat
fielen®).

Mit der Unabhédngigkeit des Iraks im Jahre
1921 und der Ubernahme der wihrend des
Krieges geschaffenen (und in die Mandatszeit
hinein verldngerten) ,vollendeten Tatsachen'
wandelte sich nunmehr der bisherige tiir-
kisch-persische Konflikt zu irakisch-persi-
schen Grenzstreitigkeiten. Iran duBlerte wie-
derholt seine Absicht, die vertraglichen Uber-
einkiinfte {iber den Schatt nicht anerkennen
zu wollen. Im Mai 1924 erkldrte es die Grenz-
ziehung nach dem Protokoll von Konstantine-
pel als unannehmbar. Erkldrungen dhnlichen
Inhalts folgten bis in das Jahr 1935%. Dann
fand sich Persien im Rahmen eines von der
Tiirkei angeregten Mittelostpaktes, der auch
vom Irak unterstiitzt wurde, zu bilateralen
Gesprdachen bereit, so daB schlieBlich am
4. Juli 1937 in Teheran ein irakisch-persischer
Grenzvertrag unterzeichnet werden konnte,
der im wesentlichen die Bestdtigung des Kon-
stantinopler Viermdchte-Protokolls von 1913
darstellte. Es wurden dariiber hinaus dem
Iran eine Reihe von Zugestindnissen einge-
raumt, die sich auf die freie Schiffahrt, Tran-
sitgeblihren, Benutzungsrechte sowie eine
Vier-Meilen-Ankerzone bei Abadan bezo-
gen 7).

Ein Jahr nach der Unterzeichnung tauchten
jedoch erneut unterschiedliche Interpretatio-
nen {iber die endgiiltige Festlegung der Gren-
zen auf. Diese Frage blieb ungeldst bis 1955
als die politische Konstellation durch die
Griindung des Bagdad-Paktes unter dem Pe
tronat Englands ein ,giinstiges" Klima zur Re-
gelung der Streitigkeiten bot. Die Konflikt-
parteien einigten sich schlieBlich im Oktober

1957, anldBlich eines Staatsbesuchs des irakic

¥) Bereits im Mai 1916 schlossen England und
Frankreich ein nach den beiden Unterhindlern 3y
kes und Picot genanntes geheimes Abkommen, i
dem sie die Besitztiimer des Ottomanischen
ches im ,Vorab' in EinfluBgebiete aufteilten; siehe
u. a. H. Jendges, Der Nahost-Konflikt, Schriften def
Bundeszentrale fiir politische Bildung, Bonn 1976
S.14.

¥) Zu iranisch-irakischen Grenzstreiti%telten der
zwanziger und dreiBiger Jahre siehe U. Gehrke/
{G- Kuhn.s{Anm. 6), S.220; vgl. auch P. Hiinseler
Anm. 4), S. 81f.

") Text des Vertrages bei: U. Gehrke/G. Kuhn
(Anm. 6), Band 2, S. 721f.
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| schen Konigs Faisal im Iran, auf die Einset-
aung einer gemeinsamen Kommission zur
Ausarbeitung einer Konvention iiber die ge-
meinsame Verwaltung des Schatt und auf die
Ubertragung der Grenzmarkierung an eine
schwedische Schiedsinstanz, um so die Diffe-
renzen beizulegen.

Die Revolution vom Juli 1958 im Irak und die
einseitipe Ausdehnung der irakischen Kii-
stengewdsser auf 12 Meilen, auf die der Iran
mit der Forderung nach Verlegung der
Grenze in die Mitte des Schatt reagierte,
machten die Hoffnungen auf eine friedliche
Regelung zunichte. Der Konflikt verschérfte
sich 1959 durch die Konzentration iranischer
Truppen an der Grenze; weniger aus Einsicht
als aus auBenpolitischen Ewigungen auf bei-
den Seiten'!) kam es damals zu keinen ge-
waltsamen Aktionen. Der Konflikt blieb den-
noch Bestandteil eines periodisch gefithrten
Propaganda- und Pressekrieges, bis der Iran
am 19. April 1969 den Vertrag von 1937 end-
gilltig annullierte und der Schah zur Durch-
setzung seiner Anspriiche die Marine von
Khorramshahr aus in den Golf entsandte.

Die bereits zu dieser Zeit bestehende militd-
rische Uberlegenheit Irans einerseits, aber
auch die innenpolitischen Konsolidierungsbe-
mihungen der erst 1968 an die Macht gelang-

, ten Baath-Partei im Irak verhinderten damals
wohl eine Eskalation des Konflikts.

Der Konflikt blieb dennoch solange virulent,
bis es wihrend einer Gipfel-Konferenz der

Die machtpolitische Konstellation sowie die
de des Zustandekommens des Ver-
trages lieBen allerdings schon damals erken-
nen, dafl der Konflikt bei einer Umkehrung
des Krdfteverhiltnisses jederzeit erneut ent-
men konnte. DaB der Irak mit der Tal-
weg-Linien-Vereinbarung seine Souverdnitit
lber den gesamten Schatt aufgab, hing er-
stens mit der wohl im Gefolge der Nixon-
Doktrin'*) und der ausdriicklichen Zustim-
mung der USA 15) zur Ubernahme der Position
des .Gendarmen am Golf* durch den Iran zu-
Sammen. Nach dem Abzug der Briten und der
ung der englischen Stiitzpunkte ,5st-

i
') Vgl P. Hiinseler (Anm. 4), S. 12,

5

OPEC-Staaten 1975 in Algier zwischen dem
damaligen starken Mann und stellvertreten-
den Prisidenten des Iraks, Saddam Hussein,
und dem Schah zur Unterzeichnung einer
Ubereinkunft kam. In der Prdaambel wird der
Whunsch ausgedriickt, fiir alle zwischen den
beiden Léndern bestehenden Probleme eine
endgiiltige Losung, unter Anwendung der
Grundziige der territorialen Sicherheit, der
Unantastbarkeit der Grenzen und der Nicht-
einmischung in die inneren Angelegenheiten”
zu suchen'?). In Art.1 des Vertrages wurde
die Festlegung der Festlandgrenzen entspre-
chend dem Protokoll von Konstantinopel aus
dem Jahre 1913 und den Protokollen der
Grenzziehungskommission aus dem Jahre
1914 vereinbart. Art. 2 legte die FluBgrenze
im Schatt el-Arab in der Talweg-Linie fest. In
Art.3 verpflichteten sich beide Seiten zur
«Wiederherstellung der Sicherheit und gegen-
seitigen Vertrauens entlang ihrer gemeinsa-
men Grenze' und zur Durchfiihrung einer
wirksamen Kontrolle, um ,allen Infiltrationen
mit Sabotagecharakter, gleich aus welcher
Richtung sie kommen, ein fiir allemal ein
Ende zu setzen". In Art.4 einigten sich die
beiden Vertragspartner darauf, die Artikel 1
bis 3 als ,untrennbare Bestandteile einer um-
fassenden Lésung zu betrachten, d. h, dafB die
Verletzung einer ihrer Grundlagen in irgend-
welcher Form demgemdB mit dem Geist des
Abkommens" unvereinbar ist 13). Damit schien
der jahrhundertealte Konflikt um die Grenz-
ziehung im Schatt friedlich beigelegt worden
zu sein.

IIl. Die Ursachen des Krieges — die vorprogrammierte Katastrophe

lich des Suez" am 1. Dezember 1971 sollte der
Iran das entstandene Vakuum auffiillen. Die-
sen Anspruch unterstrich der Iran noch am
selben Abend, als die britischen Truppen ab-
gezogen waren, durch die Besetzung von drei
kleinen Inseln. Abu Mussa sowie das kleine

%) Der Text des Vertrages, einschlieBlich der Pro-
tokolle, ist abgedruckt in: Presseabteilung in der
Botschaft der Republik Irak (Hrsg), Zahlen und
Fakten, die das persische Regime anklagen, Bonn
o.J.

%) Ebd, S. 491f.

) Abgedruckt in: C.C. Schweitzer, Weltmacht
USA, hrsg. von der Landeszentrale fiir politische
Bildung ern, Reihe Zeitfragen, Heft 20, Miin-
chen 1983, S. 7411,

1%) Siehe hierzu H. Kissinger, Memoiren 1968 bis
1973, Stuttgart 1973, S. 1340.
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und das groBe Tomb liegen am Ausgang der
Meerenge von Hormuz; sie sind vor allem fiir
die Sicherheit der Ultankerrouten von un-
schdtzbarem strategischem Wert. Ein zweiter
Grund diirfte in der spidtestens seit dem Be-
such von Prédsident Nixon im Iran im Mai
1972 einsetzenden massiven Aufriistung ')
liegen, iiber die der damalige Chef der US-
Militdrmission in Teheran, Generalmajor Ellis
Williamson, bemerkte, sie erwecke bei ihm
den Eindruck, der Iran sollte von den USA ,al-
les erhalten, bis auf atomare Waffen"1?). Drit-
tens schlieBlich war die massive Einmischung
Irans in die inneren Angelegenheiten Iraks
durch die Unterstiitzung des Kurdischen Wi-
derstandes unter Erdiss Barsani zweifellos
darauf ausgerichtet, den Irak zur Anerken-
nung des Machtanspruchs des Iran im Golf zu
zwingen. Hierauf deuten nicht nur die Enthiil-
lungen des Nachrichtendienstsonderaus-
schusses des amerikanischen Reprédsentan-
tenhauses hin '€), sondern auch die Erkldarung
Saddam Husseins bei der Annullierung des
Vertrages von Algier am 16. September 1980
auf einer Sondersitzung des irakischen Parla-
ments; auf dieser Sitzung bekundete er zum
erstenmal &ffentlich, ,nur die &uBerste
Zwangslage" hitte dem Regime ,Konzessio-
nen in der Schatt-Frage"” abringen kénnen '9).
Noch deutlicher wurde er 1981 in einem In-
terview mit dem Spiegel auf die Frage: ,Das
Algier-Abkommen wurde damals doch auf Th-
ren Wunsch abgeschlossen”. ,Wir haben die-
ses Abkommen widerwillig und gezwungen
anerkannt und darin den Persern den Talweg
auf dem Schatt el-Arab eingerdaumt. Wir wa-
ren damals militdrisch erpreBbar.” Auf die er-
ginzende Frage: ,Sie meinen den vom Schah
unterstiitzten Aufstand der Kurden im Nord-
irak?* antwortete er: ,Genau den meine
ich... %)

Es kann also davon ausgegangen werden, daB
die Revision des Abkommens von Algier
schon bei dessen AbschluB ein politisches
Ziel des Iraks war, der auf eine giinstige Gele-
genheit wartete. Dieses Ziel gewann um so
mehr an Bedeutung, als die ,aufstrebende Re-
gionalmacht® Irak als einziger OPEC-Staat in

1) Zum Umfang der iranischen Aufriistung s. E.
Ehrenberg, Riistung und Wirtschaft am Golf, Ham-
burg 1978.

'7) Zit. nach R. Graham, Iran. Die Illusion der
Macht, Frankfurt a. M, 1979, S. 203.

'%) House of Representatives, Select Committee on
lnlelligence Report, 19. 1. 1976.

') Siiddeutsche Zeitung vom 19. 9. 1980.

*) Der Spiegel, Nr. 23 vom 1. Juni 1981, S. 133.
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der Region nur iiber einen 14 Kilometer lan-
gen Kiistenstreifen Zugang zum Wasser hat
und daher iiber drei Viertel seiner Erdélex-
porte iiber das Gebiet anderer Staaten leiten
muB und der kontinuierliche FluB dieser Ex-
porte vollstindig vom guten Willen oder zu-
mindest der Neutralitit dieser Staaten (Sy-
rien und Tiirkei) abhdngt.

Dieser ,giinstige Zeitpunkt® schien fiir den
Irak mit dem Sturz des Schah und der Macht-
iibernahme der religiésen Krifte gekommen
zu sein; allerdings bewertete der Irak den
Machtwechsel im Iran zunéchst positiv, pli.
dierte sogar fiir ein gutnachbarschaftliches
Verhiéltnis. Die Voraussetzungen dafiir hatte
Khomeini geschaffen, der bereits im Pariser
Exil als Grundlinie der zukiinftigen irani.
schen AuBenpolitik verkiindet hatte, der Iran
werde nicht langer die Wachterrolle im Golf
weiterverfolgen”; iiberdies wurde von Kho-
meini zum erstenmal der Begriff ,islamischer
Golf* verwendet?!). So forderte der Irak im
Februar 1979 — kurz nach der Revolution —
als ersten Schritt fiir eine verbesserte Zusam-
menarbeit die Anerkennung der Souverdnitit
und der legitimen Rechte des Iraks im Gebiet
des Schatt el-Arab sowie die Riickgabe der
1971 besetzten drei Inseln. Die Erfiillung die-
ser Forderungen sollte den ,anti-imperialisti-
schen Charakter der Islamischen Revolution®
unter Beweis stellen und damit die ,Fehlgriffe
des Schahs" wiedergutmachen??). Diese For-
derungen wurden jedoch kurze Zeit spiter
von AuBenminister Sanjabi entschieden zu-
riickgewiesen.

Mit dem Ausscheiden Bazargans im Herbst
1979 aus dem Amt und der endgiiltigen
Machtiibernahme durch weniger kompromif-
bereite Krifte schien es zudem, als ob der
Iran in keiner Weise beabsichtigte, auf den
regionalen Fiihrungsanspruch zu verzichten
Ebenso verschirfte sich die bis dahin zwi
schen den zivilen Eliten und der Geistlichkeit
schon seit Beginn der Revolution entbrannte
offentliche Diskussion iiber den Export der
Revolution %) Wenn auch nicht von der Hand
zu weisen ist, daB der Iran auf die Nachah-
mung der Revolution durch die schiitischen
Minderheiten in den Golf-Anrainer-Staaten

1) P. Hiinseler (Anm. 4), S. 44.

*) A. Hottinger, Der iranisch-irakische Krieg: Eine

retrospektive Anlayse, in: Friedrich-Ebert-Stiftung

(Hrsg.) (Anm. 4), S: 49.

%) Zu der Kontroverse zwischen dem damaligen
» AuBlenminister Yazdi und dem Ayatollah Behescill

gg[. die Ausfiihrungen von P. Hiinseler (Anm. 4}

. 49,




setzte?4), kdnnen zuverldssige Aussagen iiber
die Ernsthaftigkeit dieser ,Exportférderung"
och kaum gemacht werden. Vielmehr
sollte die Debatte iiber den Export der Revo-
lution wohl eher dazu dienen, ihre Bedeutung
im eigenen Lande hervorzuheben. In der Tat
blieben die konkreten Aktionen des Regimes
in erster Linie dann auch auf den Irak be-
schrinkt. Hierbei mag wohl der Umstand eine
Rolle gespielt haben, daB der Irak in der Friih-
phase der Revolution, im September 1978, auf
Dringen der iranischen Regierung iiber Kho-
meini Hausarrest verhéngte und ihm verbot,
iranische Pilger zu empfangen. Im Oktober
1978 wurde Khomeini schlieBlich aus dem
Irak ausgewiesen. Schon zu dieser Zeit geriet
der Irak in den Sog der inneriranischen Ge-
gensdtze; dies duBerte sich u.a. durch Bom-
benattentate auf irakische Einrichtungen.

Die Beziehungen verschlechterten sich nach-
haltig, als die Geheimorganisation Al-Dawa
unter Ayatollah Sadr die Schiiten im Irak auf-
forderte, das Regime Saddam Husseins zu
stiirzen; dies wurde vom Irak umgehend mit
der Ausweisung von etwa 30 000 Schiiten ira-
nischer Abstammung beantwortet. Der Irak
rief nun seinerseits die etwa eine Million zdh-
lenden Araber in Khusistan (vom Irak Arabi-
stan genannt) auf, sich mit allen Mitteln der
persischen  Besatzung" zu widersetzen.
Gleichzeitig hduften sich die bewaffneten
Zwischenfille an der Grenze.

Wenngleich, wie kurz skizziert?), der Irak
vom Iran in zunehmendem MaBe provoziert
worden war und der Iran méglicherweise auf
dem Weg iiber die schiitische Mehrheit im
Irak auf eine innere Destabilisierung des ira-
kischen Regimes hoffte, scheint dennoch die
Entscheidung des Iraks fiir den Krieg iibereilt
gewesen zu sein. Denn der Irak hatte nicht
einmal den Versuch unternommen, die im Ar-
tikel 6 des Algier-Vertrages festgehaltenen
Regelungen zur friedlichen Beilegung von
Streitigkeiten zu nutzen. Hier mag das Ver-
hallep des Irans in der Geiselaffire und die
massive Verletzung des Internationalen
Rechts eine Rolle gespielt haben — der Iran
war in den Augen des Iraks kein seriéser Ver-
tragspartner mehr. Der Irak kiindigte den

i‘}l Der Anteil_ der Schiiten in den Golf-Staaten be-

a‘bﬂi in Saudi-Arabien 12%, Kuwait 30%, Bahrain

30%‘ Vereinigte Arabische Emirate 20%, Katar
%, Oman 20% und Irak 55 bis 60%, vgl. Teheran

Times vom 29. 9, 1979,

) Ausfiihrlicher zu den iranisch-irakischen Bezie-

l:nﬂen nach der Revolution s. vor allem P. Hiinse-
r(Anm. 4), S, 55—69.
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Vertrag am 16. September 1980 auf, einerseits
um seine Anspriiche wiederherzustellen, an-
dererseits um das durch den Sturz des Schah
entstandene Vakuum aufzufiillen.

Damit hatte der Irak sich nicht nur als Stiitze
der konservativen arabischen Monarchien
bzw. Wahrer der arabischen Interessen emp-
fohlen, sondern sich der Weltéffentlichkeit
auch als Garant fiir die Sicherheit in einer
Region angeboten, die durch den Gang der
iranischen Revolution zutiefst erschiittert
war. Dies um so mehr, als nach dem Sturz des
Schahregimes das Vakuum am Golf von kei-
nem anderen Staat hétte aufgefiillt werden
kénnen.

Die Entscheidung des Iraks fiir den Krieg fiel
zu einem recht giinstigen Zeitpunkt. Zum ei-
nen war der Iran in der Folge der ,Geisel-
Affdre" in einer bis dahin nicht gekannten au-
Benpolitischen Isolation. Zum andern war die
iranische Armee nach der Hinrichtung zahl-
reicher Fithrungskrifte nur noch ein Torso ).
Die Stornierung einer Reihe von Riistungsgii-
tern?’) sowie der Mangel an Fachkréften und
Bedienungspersonal hatten ein iibriges getan.
Der Irak nutzte die Zeit durch stindige Auf-
risstung %) und entwickelte sich zu einem
ernst zu nehmenden Machtfaktor in der Regi-
on. Spétestens nach der Ablésung des krink-
lichen Prisidenten Hassan al-Bakr am 16. Juli
1979 durch Saddam Hussein und der Einlei-
tung massiver Sduberungen hatte er sich auch
innenpolitisch konsolidieren kénnen, wih-
rend der Iran zu dieser Zeit sich immer noch
in einem ,nach-revolutiondren‘ Chaos befand.
AuBerdem diirfte die gescheiterte Geiselbe-
freiung den Zeitpunkt des Krieges mitbe-
stimmt haben, da der Irak befiirchten mubBte,
die USA konnten die wirtschaftliche Blok-
kade des Irans aufheben und militdrische Gii-
ter liefern, um so die Freilassung der Geiseln
zu erreichen. SchlieBlich hat auch ein miBlun-
gener Putschversuch der iranischen Streit-
krafte am 10.Juli 1980 die Hoffnungen des
Irak auf einen raschen Sturz des Regimes und
die Einigung mit einem Nachfolgeregime zu-
nichte gemacht. Kurzum scheint es so, daB

*%) S. hierzu R. Hamann, Die desintegrierte Armee.
Zur Rolle der iranischen Streitkrifte wihrend der
Revolution 1978/79, in: Verfassung und Recht in
Ubersee, (1984) 2, S. 233 1L

*7) Nach Angaben der Usterreichischen Militi-
rischen Zeitschrift, (1980) 3, S. 244, hat die iranische
Regierung allein bei der USA Riistungsgiiter im
Umf{ang von sieben Mrd. Dollar storniert.

) S, hierzu die Usterreichische Militirische Zeit-
schrift, (1980) 3, S. 244. .
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der Zeitpunkt des Kriegsausbruchs kein Zu-
fall war. Im Iran wurde dieser Krieg als ,Ge-
schenk Gottes" empfunden, bot er doch die
Mbglichkeit, alle bestehenden wirtschaftli-

chen und sozialen MiBstinde zu rechtferti-
gen, die revolutiondren Energien nach aufien
zu lenken und die Armee und Revolutions.
wichter (Passdaran) zu beschiéftigen.

III. Der Verlauf des Krieges — das Gleichgewicht der Ohnmacht

Aus groBeren und kleineren Grenzzwischen-
fillen, Anschldgen auf Einrichtungen der
Erdél- und Erdgasgewinnung im Norden, der
Ausdehnung der Grenzgefechte in den Siiden
wurde am 23.September 1980 ein Krieg, in
dem beide Seiten einen schnellen Sieg unter
Einsatz aller materiellen Ressourcen anstreb-
ten. In einem Kommuniqué der irakischen
Regierung hieB es: ,Ab 3.00 Uhr haben unsere
Bodenstreitkréfte Ziele innerhalb des Iran an-
gegriffen, um diese unter Kontrolle zu brin-
gen und... Persien zu zwingen, die irakische
Souverdnitdt und den Willen der arabischen
Nation zu respektieren"?). Dieser spiter als
der Jangsamste Blitzkrieg der Geschichte" be-
zeichnete Angriff verlief zunéchst in zwei
Richtungen: Im nérdlichen Abschnitt ver-
folgte der Irak das Ziel, Bagdad vor einem ira-
nischen Gegenangriff von Qasre Shirin aus zu
sichern, wihrend die Angriffe im slidlichen
Frontabschnitt dazu dienen sollten, Iran von
seinen Erdélquellen und Raffinerien abzu-
schneiden. Zudem hatte der Irak bereits am
Vorabend des Krieges versucht, durch Luftan-
griffe auf den militdrischen Teil des Tehera-
ner Flughafens Mehrabad, aber auch auf Luft-
stlitzpunkte von Schiras, Buschehr, Dezfull,
Hamadan, Isfahan, Tabris, Khorramshahr und
Ahwas die iranischen Luftstreitkrifte auBer
Gefecht zu setzen.

Obwohl der Irak in der ersten Phase des Feld-
zuges auf breiter Front siegreich vorriickte,
fihrte der ,Blitzkrieg" nicht zu einem schnel-
len Sieg, sondern statt dessen seit dem Friih-
jahr 1981 in eine Pattstellung; das Resultat
war ein Stellungs-“ bzw. Sitzkrieg".

Erst im April und besonders im Mai 1982 kam
es zu einer eindeutigen Verschlechterung der
militdrischen Lage des Iraks, als der Iran eine
neue Offensive unter der Bezeichnung ,Frei-

heit fiir Jerusalem" einleitete, die in erster
Linie die irakischen Krifte in Khorramshahr,

) Zit. nach F. Freistetter, Der irakisch-iranische
Krigg. Ein Uberblick {iber die Anfangsereignisse,
isn e terreichische Militdrische Zeitschrift, (1980) 6,
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am Schatt el-Arab, treffen sollte. Nach mehre-
ren, zundchst erfolglosen Offensiven gelang
den Iranern am 24, Mai 1982 die Einnahme
von Khorramshar. Damit standen 20 Monate
nach Beginn des Krieges iranische Streit-
krifte am Schatt. Zugleich geriet die zweit-
groBte Stadt des Iraks und einzige GroBhafen
sowie das Zentrum der Erddlvorkommen,
Basra, in den Bereich der iranischen Artille-
rie. Damit schien fiir den Irak die militérische
Niederlage besiegelt. Obwohl angesichts des
Kréafteverhdltnisses zu Beginn des Krieges¥)
eine solche Wendung erstaunlich erscheint,
wird sie durch die folgenden Faktoren bzw.
Hinweise verstindlich:

— Der religiés motivierte Widerstand des ira-
nischen Heeres, das durch die Revolutions-
wichter und die Basidj-(mobilisierte) bzw. so-
genannte ,Kindersoldaten"-Verbdnde unter-
stiitzt wurde, war zu jedem Opfer bereit.

— Fiir den Iran scheint der Krieg nicht iber-
raschend gekommen zu sein; es gibt berech-
tigte Annahmen, daB die Regierung tber die
irakischen Angriffsvorbereitungen durch die
Sowjetunion?3!) unterrichtet worden ist.

— Die iiberraschend leistungsfahigen Luft-
streitkrifte des Irans haben vor allem den

) Obwohl die Datenlage eine zuverlissige Aus-
sage iliber das Krifteverhdltnis kaum e;!aubt.

die Daten des Internationalen Instituts fiir Strategi-
sche Studien zu Beginn des Krieges ein ungeféhres
Bild der Stirke beider Parteien wieder, wobei die
Angaben fiir den Iran sich auf die Zeit vor der
Revolution beziehen:

Iran Irak
Streitkrifte 240 000 242 000
Panzer 1985 2850
Kamplflugzeuge 445 330
Bevdlkerung 37 Mio. 13. Mio.

Zit. nach Siiddeutsche Zeitung vom 26.9. 1980. Fir
den Iran eher zutreffend scheinen die Angaben der
Usterreichischen Militarischen Zeitschrift, (1981) 1,
S. 44, zu sein, die die Gesamtstirke der iran
Luftwaffe mit héchstens 200 einsatzféhigen Flug-
zeu&zn angibt. Die Stirke der Mannschaften dirfte
im Gefolge der Desintegration der Armee nach der
Revolution auf knapp 25% ihres urspriinglichen
Umfangs zuriickgegangen sein.

31) S, hierzu Sh. Chubin, Die Sowjetunion und der
Iran, in: Européische Rundschau, (1983) 3, S. 120.

g,




Erdolanlagen und den Industrien des Iraks
schwere Schéden zufiigen kdnnen ),

— Trotz massiver Aufrufe der irakischen Re-
gierung zum Widerstand gegen die iranische
Besatzung 3*) blieb ein Aufstand der arabi-
schen Bevolkerung Khusistans aus.

— Ebenso erfiillten sich die Hoffnungen des
[raks nicht, daB die iranische Armee das Re-
gime der militirfernen Mullas nach der er-
sten vernichtenden Niederlage absetzen
wiirde. .

Es ginge {iber den Rahmen dieser Arbeit hin-
aus, wollte man hier den Kriegsverlauf der
letzten Jahre an der 1200 Kilometer langen
Kriegsfront angemessen darstellen ). So lau-
tet das Restimee nach vier Jahren Krieg, daf
keiner der Gegner eine dauerhafte Wende
des Kriegsbildes erreichen konnte. Seit dem
Februar 1984 und der Erorberung der erdél-
reichen irakischen ,Madschnun-Insel” kon-
zentrieren sich nunmehr die Kriegsparteien
darauf, ihre jeweilige militdrische Starke mas-
siver zum Einsatz zu bringen, wenngleich mit
unterschiedlichem Erfolg.

Iran scheint, gestiitzt auf sein ausgedehntes
Territorium, die groBe Bevdlkerungszahl und
eine derzeit bessere wirtschaftliche Situa-
tion®), einen Erschépfungskrieg fiihren zu
wollen, um den Irak langfristig militdarisch
und wirtschaftlich zu zermiirben. Die wieder-
holte Verschiebung der zunéchst fiir das per-
sische Neujahr am 21. Mérz 1984 angekiindig-
ten GroBoffensive ,Ramadan” und die Ver-
legung von annihernd 500 000 Mann in das
knapp siebzig Kilometer groBe Operationsge-
biet nérdlich und siidlich von Basra kénnten
fir diese These sprechen. Damit verfolgt der
Iran das Ziel, einerseits die Front in Bewe-
gung zu halten, aber auch die zahlenméBig

) Der Grund hierfiir mag darin liegen, daB die
uftwaffe einen Monat vor dem Angriff von der ira-
nischen Fithrung ,eingeweiht' wurde und daher
‘Vorkehrungen getroffen werden konnten.
) S. die Siiddeutsche Zeitung vom 27./28. 9. 1980.
*) 8. hierzu vor allem die kontinuierliche und fach-
médnnische Berichterstattung in der Usterreichi-
schen Militarischen Zeitschrift, Jahrginge (1981) 1,
23 und 4, (1982) 4, 5, (1983) 3, 6, sowie (1984) 1, 4.
*) Trotz der Kriegskosten von monatlich 1 Mrd.
llar bzw. der Verwendung von ca. 42% der Haus-
haltsmittel fiir den Krieg %vgl. Siiddeutsche Zei-
lu“ig vom 7.8. 1984) konnte der Iran, begiinstigt
duch durch die Steigerung seiner Ulférderungen
Yon 800 000 zu Beginn des Krieges auf derzeit 2,5
Mio. Barrel/Tag, nicht nur seine Devisenreserven
auf ca. 12 Mrd. Dollar erhdhen, sondern auch ein
ehrgeiziges Entwicklungsprogramm mit einer Ge-
samtinvestition von 170 Mrd. Dollar fiir die néch-
sten fiinf Jahre entwickeln.
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unterlegene irakische Armee3) moralisch zu
erschépfen; diese soll gezwungen werden, ein
Verteidigungsdispositiv auf lange Zeit auf-
rechtzuerhalten, und in der Tat kénnte dies
auf Dauer die Kraft der Iraker iibersteigen.
Der Irak, stindig am Rande des wirtschaftli-
chen Ruins¥), ist spitestens seit dem Friih-
jahr 1984 bestrebt, die Uberlegenheit seiner
Luftstreitkréifte einzusetzen, um den Erfolg
auf der See zu suchen. Der aus der Defensive
heraus am 27. Februar 1984 vom Irak eingelei-
tete sogenannte Tanker-Krieg um den irani-
schen Erdélterminal Kharg, bei dem bislang
nach irakischen Angaben 251 Schiffe ver-
senkt worden sind ), zielte wohl neben der
+Austrocknung” der finanziellen Quellen des
Irans — von hieraus werden immerhin ca.
90% der iranischen Erddlexporte getitigt —
auch darauf ab, den Iran dazu zu provozieren,
seine stindigen Warnungen, im Falle der
Blockade seiner Erddlexporte die Strafie von
Hormuz zu schlieBen, wahrzumachen. Dann
miifiten die USA — so spekulierte der Irak —
auf der Grundlage der ,Carter-Doktrin" von
1980%), die auch von der Reagan-Administra-
tion bestdtigt wurde, die darin gegebene Ver-
pflichtung erfiillen, die ,Freiziigigkeit der
Schiffahrt" auf den Tankerrouten im und am
Golf zu gewdhrleisten. Damit wéire der Kon-
flikt dann internationalisiert worden.

Der bisherige Verlauf des ,Tankerkrieges" be-
stitigte allerdings die Vermutung, daB der
Irak in zweifacher Hinsicht .die Rechnung
ohne den Wirt" gemacht hat. Erstens rea-
gierte der Iran auf die Blockade mit Angriffen
auf Schiffe saudischer und kuwaitischer Her-
kunft auBerhalb der vom Irak festgelegten
Kriegszone. Damit wollte der Iran seine Fa-
higkeit demonstrieren, auch aufierhalb des

*) Vgl. Rheinischer Merkur/Christ und Welt vom
10. 8. 1984.

) Durch das Sinken der Férderungsmengen nach
der SchlieBung der syrisch/irakischen Pipeline zu
den Mittelmeerhifen Banias und Tripoli im April
1982 von 2,3 Mio. vor dem Krieg auf derzeit 700 000
Barrel/Tag sind die Devisenreserven des Iraks vél-
lig erschépft. AuBerdem ist-Bagdad bei monatli-
chen Kriegskosten von ca. 1 Mrd, Dollar mit iiber
30 Mrd. Dollar bei seinen Nachbarn, vor allem bei
Kuwait und Saudi-Arabien verschuldet. Ferner bei
Frankreich, das derzeit neben der Sowjetunion die
Hauptbezugsquelle des Iraks fiir Riistungsmaterial
ist, mit knapp 50—80 Mrd. Franc; vgl. Siiddeutsche
Zeitung vom 28. 7. 1984.

%) Ebd. vom 14.9. 1984.

") S, ,Botschaft des Prédsidenten der Vereinigten
Staaten, Jimmy Carter, vom 23, 1. 1980 an den Kon-
grefB iiber die Lage der Nation", in: Europa-Archiv,
(1980) 5, S. D104.
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Kriegsgebietes militdrische Operationen
durchzufiihren zu kdnnen. AuBerdem sollte
gerade durch die Angriffe auf Schiffe der Sau-
dis und Kuwaits, den Hauptfinanziers des
Iraks, auf diese Druck ausgeiibt werden. Diese
Kalkulation war auch ansatzweise richtig4).
Zweitens konnte der Iran mit dieser Strategie
die Eskalationsschwelle niedrighalten und
ein Eingreifen der USA verhindern. Dies um
so mehr, als Saudi-Arabien und Kuwait ein
Angebot Amerikas ablehnten, arabischen Ul-
tankern ,Geleitschutz® durch Marineflieger
der US-Navy zu geben?!). Zudem wiren die

USA wahrscheinlich nicht darauf erpicht ge-
wesen, nach dem Debakel der Marines im Li-
banon in einen Konflikt mit ungewissem Aus.
gang verwickelt zu werden. Der totale ,Tan-
kerkrieg" fand, zumindest vorldufig, nicht
statt.

Die vor allem an die Adresse des Iraks und
Saudi-Arabiens*?) gerichtete ,Treibminenak-
tion" vom Juli 1984 als Hinweis, daB auch die
Erdéltransporte durch das Rote Meer und in
den Suez-Kanal gefdhrdet sein kdnnten, hat
offensichtlich seine Wirkung nicht verfehlt.

IV. Das regionale Umfeld — Golistaaten im Dilemma
zwischen ,arabischer Solidaritdt” und ,territorialer Integritat®

Lange vor dem Ausbruch des Krieges hat der
Irak Jordanien und Saudi-Arabien iiber seine
Absicht informiert, den Konflikt durch einen
Krieg l6sen zu wollen*¥); auch durch die Er-
klirung des saudischen Innenministers vom
Dezember 1981, wonach der Golfkrieg nicht
nur irakischen Interessen diene, sondern zum
Schutz ,der gesamten arabischen Nation" ge-
fiihrt werde44), mochte den Eindruck erwek-
ken, bei dem Krieg handele es sich eigentlich
um einen Stellvertreterkrieg. Dies sollte je-
doch nicht dariiber hinwegtduschen, daB die
Golfanrainerstaaten aus Griinden, auf die hier
nicht ndher eingegangen werden kann*),

4) Siehe hierzu den Bericht der Siiddeutschen Zei-
tung vom 28. 5. 1984 iiber den Besuch des hen
Stellvertretenden Prédsidenten Khadam und AuBen-
minister Schaara in Teheran am 24. Mai 1984,

*1) Vgl. Siiddeutsche Zeitung'vom 22. 5. 1984,

*') Die Treibminenaktion gewinnt insofern an Be-
deutung, als der Irak beabsichtigt, neben der schon
im Bau befindlichen Pipeline, die im April 1985
ihren Betrieb aufnimmt und die Erdélexporte iiber
den Saudi-Arabischen Hafen Yanbu am Roten
Meer leiten soll, eine weitere, 830 Kilometer lange,
bis 1986 fertigzustellende Pipeline zu bauen, die
von den Ullelﬁem ndrdlich von Bagdad durch Jor-
danien zum Hafen Akaba fiihren soll. Diese Pipe-
line soll mit US-amerikanischen Geldern finanziert
bzw. vorfinanziert werden. Irak soll sich dabei ver-
pilichtet haben, seine Drohung, den iranischen Er-
délterminal Kharg zu zerstdren, nicht wahrzuma-
;:lg'xg;xl(\rgl. Sitiddeutsche Zeitung vom 12. 4. und 13.7.

4%) S. hierzu C. Wright, Implications of the Irag-Iran
War, in: Foreign Affairs 1980/81, S. 281, und M. Ay-
oob, Zwischen Khomeiny und Begin: Das arabische
Dilemma, in: Eunﬁ:a-Archiv. (1983) 6, S. 470.

“%) International Harald Tribune vom 29, 12. 1981,
zit. nach P. Hiinseler (Anm. 4), S. 95.

45) S. hierzu vor allem die umfassende Studie von F.
Heard-Bey, Die arabischen Golfstaaten im Zeichen
der islamischen Revolution. Arbeitspapiere zur In-
ternationalen Politik, Bd. 25, Bonn lﬁ&
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stets ein ambivalentes Verhiltnis sowohl zum
Irak als auch zu diesem Krieg' hatten bzw.
haben. Gewil mag die anféngliche vorbehalt-
lose Riickendeckung fiir den Irak von der
Uberlegung begleitet gewesen sein, man
konne so das gefiirchtete revolutiondre Po-
tential des Irans auf den Krieg lenken; dazu
trat die Erwartung, eine empfindliche Nieder-
lage des Irans wiirde das Prestige Khomeinis
mindern und seinen EinfluB auf die Valker
der Golfstaaten verringern. Es gab aber auch
Griinde, dem Irak zu miBtrauen, dessen Re-
gierungen die arabischen Staaten bis weit in
die siebziger Jahre als ,Lakaien des Imperia-
lismus" beschimpft und fast jede oppositio-
nelle Bewegung und Gruppe, die auf deren
Sturz hinarbeitete, unterstiitzt hatten (etwa
die ,Volksfront zur Befreiung Omans und des
Arabischen Golfes). Vor allem aus der Sicht
Kuwaits ist der Irak ein militdrischer Riese,
dessen militdrische Macht ebenso zu fiirchten
war wie die immer wieder angemeldeten An-
spriiche auf die beiden Inseln Warba und
Bubjian am Schatt %), Ein irakischer Sieg hatte
fiir Kuwait entweder den Verlust der Souve-
rdnitét diber die beiden Inseln bedeutet, oder,
weitaus schlimmer, sogar die Einverleibung
des ganzen Territoriums %7).

) Ebd, S. 691. : :
1) DaB eine solche Annahme so abwegig nicht ist
geht daraus hervor, dafl der Irak bereits im Jahre
1961, nach der Unabhéngigkeit Kuwaits vom e
schen Mandat, von einem ,integralen Bestandteil
des Iraks sprach und nur die Intervention

Kuwait davor bewahrte, vom Irak besetzt zu wer
den. Hierzu und zum irakischen Anspruch auf Ku-
wait siehe die Studie von U. Gehrke/G. Kuhn
(Anm. 6), S. 7—171.
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Die ambivalente Einstellung gegeniiber dem
Irak erweist sich auch daran, daB bei der Bil-
dung des Golfkooperationsrates im Mai 1981
der Irak zwar konsultiert wurde, ihm aber
keine Funktion zufiel*%). Ebenso charakteri-
stisch fiir das Verhéltnis sind die irakischen
Vorwiirfe, daB sie trotz der Finanzhilfe ,den
Irak im Stich lieBen, obwohl er allein die
Biirde des Kampfes im Namen der ,gesamten
arabischen Welt' trage"#’). In der Tat fand die
Unterstiitzung Iraks dort ihre Grenze, wo die
Staaten am Golf befiirchten mubBten, in den
militirischen Konflikt hineingezogen zu wer-
den. Auch die Bombenangriffe der iranischen
Luftwaffe auf Ziele in Kuwait, ein wohl von
Iran gesteuerter Putschversuch am 15. De-
zember 1981 in Bahrain, wiederholte Zusam-
menstoBe zwischen iranischen Pilgern und
der Polizei in den saudi-arabischen Pilgerzen-
tren Mekka und Medina*) sowie eine Reihe
von Sprengstoffanschligen in Kuwait am
12. Dezember 1983%!) diirften eine Erkldrung
fiir die Zuriickhaltung der Golfstaaten sein,
handelte es sich doch um sehr deutliche War-
nungen des Irans, daB ihre innere Stabilitit
gefihrdet wére, wenn sie weiterhin den Irak
unterstiitzen wiirden. Ihre Situation 1dBt sich
denn auch wie folgt zusammenfassen: Bleiben
sie neutral, so kénnten sie die ndchsten Opfer
eines siegreichen Iraks werden., Unterstiitzen
sie den Irak massiver als bisher, so kénnte sie
nicht nur die Rache des Irans und méglicher-
weise der Verlust der Quellen ihres Reich-
tums treffen, sondern sie wiirden die Mog-
lichkeit einer spiteren Koexistenz mit dem
volksreichen iranischen Nachbarn aufs Spiel
setzen,

Ohne hier ausfiihrlicher auf die Auswirkun-
gen des Krieges im weiteren regionalen Um-
feld eingehen zu wollen 92, kann festgehalten

*) Prisident Saddam Hussein reagierte hierauf am
4. Juli 1981 mit der Bemerkung, es sei ,unvorstell-
bar, daB die Golfstaaten zusammentreffen und den
gask& allein lassen", zit. nach F. Heard-Bey (Anm. 45),

*) Ebd, 8. 37.

*) Siehe hierzu A. Mahrad, Zur Rolle des irani-

schen ,Ministeriums fiir islamische Aufkldrung’, in:

?nent. (1984) 1, S. 701f.

?) Vgl Siiddeutsche Zeitung vom 28. 3. 1984.

") Siehe hierzu neben der Studie von P. Hiinseler

Anm. 4), S. 89ff, auch den Beitrag von R. Robert,
iranisch-irakische Konflikt, in: Jahrbuch Dritte

Welt 1, Miinchen 1983, S. 123{f. Ferner die vom For-

schungsinstitut der Friedrich-Ebert-Stiftung her-

1

werden, daB der Krieg das arabische Lager in
bisher nicht gekannter Weise gespalten hat.
Wiéhrend die gemdBigten Staaten Jordanien,
Agypten, Nordjemen und Marokko zum Irak
stehen, haben Algerien, Libyen, Syrien und
Siidjemen als Mitglieder der arabischen ,Ab-
lehnungsfront”, aber auch die PLO grundsitz-
liche Sympathie fiir den Iran bekundet ). Al-
lerdings ist der Grad an Unterstiitzung unter-
schiedlich: Wihrend die PLO und Algerien
sich auf Vermittlungsbemiihungen beschrén-
ken, hat vor allem Syrien offen fiir den Iran
Partei ergriffen; es unterstiitzt den Iran nicht
nur durch Waffenlieferungen, sondern stellt
der iranischen Luftwaffe auch die syrischen
Flughédfen zur Verfiigung5%). Im April 1982
sperrte Syrien, nachdem es im Rahmen eines
Wirtschaftsabkommens mit dem Iran von ira-
kischen Ullieferungen unabhéngig geworden
war39), die zu den Mittelmeerhdfen Banias
und Tripolis fiihrende irakisch/syrische Pipe-
line. Damit verlor der Irak eine d&uBerst wich-
tige Transportverbindung fiir den Erdélex-
port.

Fiir Syrien geht es hierbei neben dem Streit
mit dem Irak um das Wasser des Euphrat %),
und den ideologischen Wettstreit um den
Linksbaathismus auch um den Fiihrungsan-
spruch in der ,progressiven” arabischen Welt.
Eine Schwiichung der irakischen Armee und
eine militdrische Niederlage des Iraks wiir-
den dem Ziel Syriens, seinen Hegemonialan-
spruch im Nahen Osten zu festigen, durchaus
entgegenkommen — vor allem seit der Liba-
non-Krise 1982 und der starken Stellung, die
es hier gewinnen konnte.

ausgegebenen Bdnde iiber ,Saudi-Arabien in den
80er Jahren", Bonn 1982, und ,Pakistan: Krisenherd
am Indischen Ozean’, Bonn 1981.

*Y) Ob die Maghreb-Union zwischen Libyen und
Marokko vom August 1984 Auswirkungen auf
diese Koalitionskonstellationen haben wird, mufl
wohl vorerst abgewartet werden. \

*) R. Robert, Der iranisch-irakische Krieg: Regio-
naler Konflikt im Spannungsfeld Mittleren Osten,
in: Politische Bildung, (1982) 1, S. 55.

*%) Dieses Abkommen wurde im Mai 1984 wieder
erneuert. Iran verpflichtete sich im Verlauf von 12
Monaten 5 Mio. Tonnen Rohél an Syrien zu liefern;
vgl. die Siiddeutsche Zeitung vom 25. 5. 1984.

0} S. hierzu U. Kienzle, Traum vom GroBsyrischen
Reich, in: Chr. v. Imhoff (Hrsg), Krisenquadrat Mit-
telost. Schriftenreihe der Bundeszentrale fiir politi-
sche Bildung, Bd. 125, Bonn 1978, S. 153,
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V. Das internationale Umfeld — der ,gordische (Interessen-)Knoten"

der Supermaéchte

Obgleich det Krieg wegen seiner Bedeutung
fiir das internationale Umfeld eine ausfiihrli-
chere Darstellung verdient hitte, muB aus
Raumgriinden darauf verzichtet werden. Im
folgenden sollen die Bestrebungen der beiden
Supermaichte, auf die Konfliktparteien EinfluB
zu gewinnen %7), im Kontext mit ihrer eigenen,
duBerst diffizilen und feingewobenen Interes-
senlage in einer okonomisch wie geostrate-
gisch wichtigen und sensiblen Region darge-
stellt werden, in der jede voreilige, auf einer
moglichen ,Fehlperzeption" beruhende Ak-
tion weitreichende Folgen haben kénnte.

Die Politik der USA gegeniiber dem Iran war
zundchst von der Sorge um die Geiseln be-
stimmt; dazu kam die Befiirchtung, der Krieg
kénnte die Aufmerksamkeit der iranischen
Regierung von der Geiselfrage ablenken. So
reagierten die USA auf den Ausbruch des
Krieges mit einer Garantieerkldrung fiir die
territoriale Integritédt des Irans, aber auch mit
Kritik an der politischen Fithrung im Irak und
dessen Verurteilung als ,Aggressor. Wenn
dieses Verhalten zundchst als ,Goodwill" ge-
geniiber dem Iran interpretiert worden ist, so
bleibt der Iran mit seiner Grenze zur Sowjet-
union trotz oder gar gerade wegen des her-
schenden Regimes der natiirliche Verbiindete
der USA gegen die Sowjetunion. Im gesamt-
strategischen Rahmen bildet der Iran zusam-
men mit Pakistan, der Tiirkei und einer mégli-
chen kommenden islamischen Republik Af-
ghanistan einen ,Cordon Sanitaire" islami-
scher Staaten rund um die Sowjetunion. Diese
Einschdtzung &nderte sich auch nicht, als
nach der Freilassung der Geiseln und der
Lockerung der Wirtschaftsblockade der Iran
nicht zur Verbesserung seiner Beziehungen
zu den USA bereit war, da die Reagan-Admi-
nistration den Konflikt nach wie vor als ,eine
regionale Streitirage in einem strategischen

*7) Siehe ausfithrlicher hierzu: Sh. Chubin
(Anm. 31); ders,, Die Sowjetunion und die Staaten
am Persischen Golf, Miinchen 1981; U. Steinbach,
Der Mittlere Osten im Spannungsfeld der Sulpe.r-
mdchte, in: Politische Bildung, (1982) 1, S.671f; R.
Robert (Anm. 52); H. Hubel, Die sowjetische Nah-
und Mittelost-Politik. Arbeitspapiere zur Intern.
Politik, Bd. 20, Bonn 1982; ders., Die USA im Nah-
ost-Konflikt. Arbeitspapiere zur Internationalen
Politik, Bd. 23, Bonn 1983; G. Linde, Der Krieg am
Persischen Golf und die UdSSR. Berichte des Bun-
desinstituts fiir ostwissenschaftliche und interna-
tionale Studien, Nr. 27, Kéln 1981; sowie P. Hiinse-
ler (Anm. 4), S. 1121f.
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Gesamtrahmen" behandelt, der ,von einer um.
fassenden Bedrohung durch die sojwetische
Expansion geprigt"” sei %),

Die seit 1967 abgebrochenen Beziehungen
zwischen den USA und dem Irak tauten zwar
nach der israelischen Bombardierung des ira-
kischen Kernforschungszentrums bei Bagdad
am 7.Juni 1981 durch die Zusammenarbeit
des irakischen AuBenministers Hammadi und
der amerikanischen UNO-Botschafterin Kirk-
patrik bei der Ausarbeitung eines gemadBigten
Resolutionsentwurfs fiir den UN-Sicherheits-
rat etwas auf; aber die enge Bindung der USA
an den irakischen Erzfeind Israel und die is-
raelische Annexion der Golanh&hen im De-
zember 1981 unmittelbar nach der Ankiindi-
gung eines Abkommens iiber die strategische
Zusammenarbeit zwischen Israel und den

USA stellten fiir diese Normalisierungsbemii-

hungen wohl bislang uniiberwindbare Hin-
dernisse dar. Einig war man sich nur iiber die
Verurteilung der sowjetischen Politik am
Horn von Afrika und die Invasion in Afgha-
nistan.

Fir die Sowjetunion war die Entscheidung,
bereits vor Ausbruch des Krieges eine Wahl
zu treffen zwischen dem Iran und dem Irak
offenbar sehr schwierig, weil der Irak seit
1972 durch einen Freundschaftsvertrag mit
ihr verbunden war. Aufgrund der Differenzen
in der Afghanistan-Frage und der Politik der
Sowjetunion am Horn von Afrika, der sowjeti:
schen Unterstiitzung fiir Syrien und den Siid-
jemen, aber auch als Folge der Haltung der
irakischen Regierung gegeniiber den Kommu-
nisten im Lande, die Prédsident Saddam Hus-
sein bereits im Mairz 1980 als ,verfaulte Athe-
isten" bezeichnete, ,die wie ein gelber Sturm
iiber den Irak hergefallen sind"?), begannen
sich die Beziehungen abzukiihlen. Die anféng-
liche Parteinahme der Sowjetunion fiir den
Iran scheint von der Hoffnung begleitet ge-
wesen zu sein, Erbe der strategischen Vor-
teile zu werden, die die USA im Iran besessen
hatten bzw. auch von den chaotischen Zustan-
den zu profitieren. Die feindselige Einstellung
des Irans gegeniiber dem Status quo und der
sich daraus ergebende Druck gegen die Posi:

%) R. Burt vor dem AusschuB fiir Sicherheitspolitik
des auBenpolitischen Ausschusses des Reprasen
tantenhauses am 23. Mdrz 1981, zit. nach Amerike:
Dienst vom 1. 4. 1981.

*) G. Linde (Anm. 59), S. 19.
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tion des Westens im Golf war fiir die Sowjet-
union eine vom Himmel gefallene Gabe. Die
Entscheidung zugunsten des Irans fiel auBer-
dem um so leichter, als der Irak durch den
syrisch-sowjetischen ~ Freundschaftsvertrag
vom 8. Oktober 1981 erheblich an strategi-
scher Bedeutung verloren hatte. Hierbei mag
auch die Uberlegung eine Rolle gespielt ha-
ben, der Irak werde sich im Falle eines langer
andauernden Konflikts wieder an seinen
,Hauptriistungslieferanten” wenden und ihm
damit auch den Hebel zur EinfluBnahme an
die Hand geben; dies geschah dann auch im
Jahre 1982. .

Moskau wandte sich aber dem Irak erst wie-
der zu, als seine Hoffnungen, im Iran FuB zu
fassen, durch die Politik der iranischen Regie-
rung, die mit den ,beiden Satans' in Washing-
ton und Moskau nichts zu tun haben wollte
und sich als Bollwerk gegen den ,Gstlichen
Kolonialismus, Parteidiktatur und Ausbeu-
tung durch den Staatskapitalismus” bezeich-
nete™), aber auch durch die iranische Verur-
teilung der sowjetischen Politik in Afghani-
stan, zunichte gemacht wurden. Aber auch als
die Sowjetunion Bagdad einen langfristigen
Kredit in H6he von 2 Milliarden Dollar ge-
wihrte und mit umfangreichen Waffenliefe-
rungen (u. a. auch Mittelstreckenraketen vom
Typ SS 21)%') begann, blieb ihr EinfluB auf den
Irak begrenzt. Durch die Diversifizierung sei-
ner Waffenkdufe, unter anderem in Frank-
reich, entzog sich die irakische Regierung
dem alten Abhéngigkeitsverhéltnis.

Zu diesen Faktoren, die eine stirkere EinfluB-
nahme der beiden GroBmdchte verhinderten,
lreten zwei weitere, eher allgemeinere Ge-
sichtspunkte, die die ,Neutralitit" erkliren
kénnen: Ein Eingreifen der USA, nach wie vor
in der Region als Hauptverbiindete Israels
stigmatisiert, zugunsten des Iraks hitte so-
wohl fiir die konservativen Golfstaaten als
auch fiir den Irak einen innenpolitischen Bu-
merang-Effekt zur Folge. In den Augen der

gliubigen Massen wiirde der Iran damit in’

e.ine Martyrer-Position gebracht, was automa-
lisch zur Solidarisierung fiithren wiirde.
Ferner hitten sie befiirchten miissen, daf sich
die Sowjetunion in einem solchen Falle unter
Berufung auf den sowjetisch-iranischen
._-_"'_'————

*) S. die Rede des iranischen Staatsministers Na-
bﬂ‘fi vor der Auflenministerkonferenz der Block-
ireien Staaten am 12. Februar 1981 in Neu Delhi, in:
Botschaft der Islamischen Republik {Hrs%.), Weder

n noch Westen. Islamische Republik, Bonn
1981,8.31, -

") Beijing-Rundschau, (1984) 32, S. 13 f.
13

Freundschaftsvertrag von 1921 (der kurz nach
der Revolution ohne Zustimmung der Sowjets
vom Iran einseitig aufgekiindigt worden war)
das ihr in §§ 5 und 6 eingerdumte Recht wahr-
nehmen wiirde, ,ihre Streitkrifte auf persi-
sches Territorium zu entsenden, wenn der
Biindnispartner von einer dritten Kraft ange-
griffen wird oder wenn die Verhiltnisse im
Iran selbst eine Bedrohung fiir sie darstel-
len®”.

Die Sowjetunion héitte wegen der lebenswich-
tigen Bedeutung des Golf6ls fiir den Westen
durch die Intervention zugunsten der einen
oder der anderen Konfliktpartei die Konfron-
tation mit den USA provoziert, da die Aktion
als Fortfithrung der sowjetischen Intervention
in Afghanistan und vorsétzlicher Schritt in
Richtung auf eine Golfokkupation hitte inter-
pretiert werden kdnnen.

Kurzum, der ,gordische Knoten" der Interes-
sen beider Miachte und das daraus resultie-
rende Dilemma lassen sich woehl am besten
darstellen anhand der Konsequenzen, die der
Sieg bzw. die Niederlage einer Konfliktpartei
fiir die eine oder die andere Supermacht nach
sich ziehen wiirde:

— FEin iranischer Sieg wiirde nicht nur die
Ausbreitung der Revolution auf die konserva-
tiven arabischen Ulstaaten am Golf zur Folge
haben, was die USA mit allen Mitteln zu ver-
hindern suchen, sondern ein solcher Sieg
wiirde auch den Funken der islamischen Re-
volution in die asiatischen Sowjetrepubliken
mit ca. 50 Millionen Mohammedanern tragen,
sowie einen positiven EinfluB auch auf den
afghanischen Widerstand haben.

— Ein iranischer Sieg wiirde ferner, sei es,
um die arabische Solidaritdt zu beweisen oder
um ein Ausbreiten des Krieges zu verhindern,
unweigerlich auch zu einem Eingreifen der
arabischéen Miichte Saudi-Arabien, Agypten
und Jordanien fithren. Den vereinten Kréften
der Araber wiirde der Iran wohl kaum stand-
halten kénnen; dann diirfte die Gefahr grofi
sein, daB der Iran aus der Defensive heraus
die gesamten Erdélanlagen des Golf zerstéren
wiirde. Eine solche Entwicklung diirfte kaum
im Interesse des Westens liegen. Moskau
kénnte in einem solchen Fall versucht sein,
entweder in Erfiillung seines Vertrages von
1972 dem Irak militarisch zu Hilfe zu kommen
oder sich aber vom Iran ersuchen lassen, ge-
méh dem Vertrag von 1921 militdrische Hilfe
zu leisten. Welcher der beiden Fille auch ein-
trate: Moskau sdBe direkt am Golf.
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— Ein vollstdndiger Sieg des Iraks wiederum
wiirde nicht nur die von den USA geférderte
Vormachtstellung Saudi-Arabiens in der Re-
gion gefdhrden, sondern es bestiinde auch die
Gefahr, daB der Irak seine Armeen, nunmehr
stirker ausgeriistet als je zuvor und zudem
kampferprobt, zur Bedrohung und Erschiitte-
rung der konservativen Staaten am Golf ver-
wenden wiirde. Ein solcher Sieg wiirde aber
auch den irakischen Fiihrungsanspruch inner-
halb der arabischen Welt festigen, vor allem
gegeniiber dem Intimfeind Syrien. Dies kann
sicherlich nicht im Interesse der Sowjets lie-
gen, da Syrien gerade im Verlauf des Libanon-
Konflikts zu einem nicht mehr zu vernachlas-
sigenden Machtfaktor geworden ist.

— Ein Sieg des Irak wiirde iiberdies sowohl
der sowjetischen als auch der amerikanischen
Iran-Politik zuwiderlaufen. So wire ein Zu-
sammenbruch des Irans fiir die Sowjets mit
erheblichen Risiken verbunden. Denkbar
wire etwa die Etablierung einer prowestlich
orientierten Regierung oder gar einer Militdr-
diktatur. Die USA hingegen sind bestrebt, ei-
nen Zusammenbruch sowie eine nicht auszu-
schlieBende Zerstiickelung des Landes etwa
durch separatistische Bewegungen zu vermei-
den. Nur so kénnen sie verhindern, daB ein
geschwichter Iran als Folge politischer Un-
terwanderungen in Richtung der Sowijets ten-
diert.

Diese nur ansatzweise dargestellten Interes.
sen der beiden Supermdchte zeigen, daB
beide — jedenfalls zur Zeit — weder an ei-
nem Sieg des Irans noch des Iraks interessiert
sind. Solange der Krieg weitergefiihrt wird,
sind sie darauf bedacht, nicht durch eine ,vor-
eilige" Parteinahme ihre spétere Position zu
verspielen. Sie beschranken sich deshalb dar-
auf, durch die Dosierung bzw. EinfluBnahme
auf Waffenlieferungen das ,Gleichgewicht der
Ohnmacht" aufrechtzuerhalten. Die USA ha-
ben ihren EinfluB auf Israel, Siidkorea und
GroBbritannien geltend gemacht, um die Lie.
ferung militdrischer Ersatzteile an den Iran
einzustellen®?). Dariiber hinaus hat das US-
AuBenministerium im Maérz 1984 die Griin-
dung einer Gruppe unter Leitung des Nahost-
experten Richard Fairbanks bekanntgegeben,
die darauf hinwirken soll, daB der Iran auch
von anderen Staaten oder Waffenhdndlern
keine Riistungsgiiter mehr erhilt, weil, so
Fairbank, ,der Iran im Augenblick gegeniiber
dem Irak an Boden zu gewinnen scheint'®)
Die Sowjetunion wiederum hat, wohl mit Wis-
sen der USA, den Irak mit Waffen (vor allem
Mittelstreckenraketen) versorgt ®). Allerdings
selbst dieser bescheidene Versuch einer Ein-
fluBnahme scheint aufgrund der Diversifizie-
rung der Waffenbezugsquellen beider Kon-
fliktparteien auf bis zu 18 Staaten nicht vom
Erfolg gekrdnt zu sein®9).

VI. Aussichten fiir die Beilegung des Konflikts —

Frieden aus ,eigener Kraft"?

Angesichts der hier dargestellten, letztlich
aber kaum durchschaubaren Interessenlage
der Beteiligten wie auch des regionalen und
internationalen Umfeldes birgt jede noch so
vage Aussage iiber die Aussichten zur Been-
digung des Krieges zweifellos die Gefahr, in-
nerhalb kiirzester Frist widerlegt zu werden.
Dennoch scheinen m.E. die in letzter Zeit
vom Iran unternommenen diplomatischen
Aktivititen zur Verbesserung der Beziehun-
gen zu den Staaten des Golfkooperationsra-
tes®), ferner die vorsichtigen Avancen an
Saudi-Arabien und nicht zuletzt der Staatsbe-
such von Président Khamenei in der ersten
Septemberwoche dieses Jahres in Syrien, Li-
byen und Algerien darauf hinzudeuten, da8

der Iran sich nunmehr darauf konzentriert,

den Krieg zu beenden, um wenigstens einen

politischen Erfolg zu erringen, wenn der
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Krieg schon nicht militdrisch zu gewinnen ist
Wenn der Iran auch nach wie vor auf seiner
fiir den Irak unannehmbaren Forderung be-
steht, den irakischen Prdsidenten Saddam
Hussein abzusetzen (seine vom Iran gefor-
derte Verurteilung als Kriegsverbrecher
wurde inzwischen fallengelassen), sprechen
fiir diese, zugegebenermaBen optimistische
Sicht folgende Indizien:

1. Die Verschiebung der seit dem Friihjahr
1984 angekiindigten GroBoffensive Ramadan,

) Vgl. Siiddeutsche Zeitung vom 28. 2. 1984,

%) Vgl. Stiddeutsche Zeitung vom 17./18.3. 1984.
s | S.ghlem den Spiegel vom 4.6, 1984, S. 101.

®%) SIPRI-Pressemitteilung vom Mairz 1984, ohne
SQvﬁllenangabe abgedruckt in: Mediatus, 4/1984

"‘:} S. die ausfiihrliche Berichterstattung hieriiber in
der Siiddeutschen Zeitung vom 17. 7. 1984.
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die selbst wiederum als Indiz dafiir gehalten
werden kann, daB sich im Hinblick auf die
Fortfiihrung des Krieges die pragmatische Li-
pie im inneren Zirkel der Macht trotz irani-
scher Dementis durchgesetzt hat. Denn wih-
rend bis ins Friihjahr 1982 unter allen Fraktio-
nen weitestgehend Einigkeit iiber den Krieg
bis hin zur Befreiung des iranischen Territo-
riums herrschte, entbrannte nach den erfolg-
reichen Offensiven in Khorramschahr im
Frithjahr 1982 die Diskussion dariiber, ob der
Krieg iiber die Grenze hinweg fortgesetzt
werden sollte oder nicht. Damals plidierte
Jmam Khomeini offensichtlich fiir den ,Ex-
port' der Revolution. Inzwischen aber, nach-
dem sich mehrere verlustreiche Offensiven
auf Basra festgefahren haben, hat sich der
Imam wohl im Zusammenhang mit seinen
Anweisungen fiir einen neuen Wirtschafts-
kurs®’) eher den Argumenten der Pragmati-
ker angeschlossen®), Diese pladieren dafiir,
zundchst die Herrschaft im Iran selbst zu fe-
stigen, bevor man an einen ,Export" der Revo-
lution denken sollte.

2 Ein weiteres Indiz ist die &ffentliche Be-
grindung der wirtschaftlichen Schwierigkei-

#) Sie zielt auf die Liberalisierung des AuBenhan-
dels ebenso wie auf die Beteiligung der privaten
Hindler an Wirtschaftsentscheidungen; s. hierzu
die Siiddeutsche Zeitung vom 28. 8, 1984.

) S. hierzu A. Hottinger, Das Herrschaftssystem
der iranischen Revolution. Revolutiondre und
Technokraten mit Khomeiny als Schiedsrichter, in:
Europa-Archiv (1984) 14, S. 419 ff.
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ten des Iran durch den Ministerprisidenten
Mussavi im Parlament mit dem Hinweis auf
die durch den Golfkrieg entstandenen Bela-
stungen, die sich auf 42% der Haushaltsmittel
beliefen®). Diese Erklirung kann in zwei
Richtungen interpretiert werden: Zum einen
als Rechtfertigung fiir die wirtschaftliche Mi-
sere selbst, zum andern als vorsichtiger Ver-
such zur Legitimierung einer friedlichen L&-
sung; vor allem gegeniiber jenem Teil der
Massen, der die Hauptlast des Krieges getra-
gen hat und nunmehr fragen kénnte: ,Vier
Jahre Krieg und Hunderttausende von Op-
fern fiir nichts?" Fiir eine solche Interpreta-
tion spricht iiberdies auch die Zugehdorigkeit
Mussavis zum pragmatischen Fliigel.

3. SchlieBlich ist noch die Aussage des nach

Khomeini méchtigsten Mannes im Iran, des
Parlamentsprésidenten Rafsanjani, erwédh-
nenswert, daB ,der Krieg auch anders als auf
dem Schlachtfeld, ndmlich durch ,Diplomatie’,
beendet werden" kdnne 7).

Gerade dem letzten Indiz kommt insofern Be-
deutung zu, als alle bisherigen Vermittlungs-
versuche der Vereinten Nationen, der Arabi-
schen Liga, Blockfreien Staaten, der PLO, Al-
geriens und des Golfkooperationsrates der
letzten Jahre?!) ausschlieBlich am Wider-
stand des Irans gescheitert waren.

“9) Vgl. Stiddeutsche Zeitung vom 7. 8. 1984,

) Vgl. Siiddeutsche Zeitung vom 4. 6. 1984,

;.] S. hierzu ausfiihrlicher P. Hiinseler (Anm. 4),
123 ff.
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Javad Kooroshy

Islamische Wirtschaftsordnung im Iran?

Eine kritische Zwischenbilanz

I. Einleitung

Im Iran ist die Auseinandersetzung iiber die
zukiinftige Wirtschaftsordnung in eine ent-
scheidende Phase getreten. Die klerikalen
Gruppen haben seit ihrer Machtiibernahme
im Februar 1979 keine Gelegenheit ausgelas-
sen, die ,islamische Wirtschaftsordnung” als
«dritten Weg", als den Weg zur Befreiung der
Menschen von ,materiellen Werten, von de-
nen der Kapitalismus und der Sozialismus ge-
prdgt sind”, zu beschwéren.

Durchgesetzt haben sich aber bisher weder
die ,gottliche Gerechtigkeit' noch die .islami-
sche Briiderlichkeit". Ein Abgeordneter sagte
vor dem Parlament: ,Das wichtigste Hindernis
im 6konomischen Bereich besteht darin, daB
unser jetziges Wirtschaftssystem vom alten
Regime geerbt worden ist. Abgesehen von ei-
nigen Anderungen im Uberbau hat keine
grundlegende Umwilzung stattgefunden."!)

Zwar sind die Rechte der Frauen drastisch
eingeschrinkt und die Organe der Rechtspre-
chung umstrukturiert sowie das Vergeltungs-
und Blutgeldgesetz (Ghesas und Dieh) in
Kraft gesetzt, ferner die Wettervorhersage als
Einmischung in ,Gottesangelegenheiten” ein-
gestellt () und zahlreiche islamische Normen
im kulturellen Bereich eingefiihrt worden,
aber tiefergehende Anderungen sind unter-
blieben.

Die Gesellschaftskrise, die den Sturz des al-
ten Regimes herbeifiihrte, hat sich nicht nur
nicht abgeschwdcht, sondern weiter ver-
schérft. Dies ist auf die Tatsache zuriickzufiih-
ren, daB die Geistlichkeit trotz der grofien

') Etelaat (Iranische Tageszeitung) vom 7. 1, 1984,

Dieser Aufsatz ist im Rahmen einer Forschungsar-
beit am Fachgebiet ,Volkswirtschaft des Vorderen
Orients” der Freien Universitdt Berlin entstanden.
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Opferbereitschaft der Volksmassen und der
umfangreichen 6konomischen Ressourcen bej
der erstrebten Verbesserung der Lebens- und
Arbeitsbedingungen der unteren Einkom-
mensschichten versagt hat und damit .die hi-
storische Chance eines politischen Neuan-
fangs nach der Revolution ungenutzt blieb'?,

Eine Bilanz des fiinfjdhrigen Bestehens der
JIslamischen Republik" weist auf, daB keine
der o6konomisch-sozialen oder politischen
Versprechungen eingelést wurden. Es kann
mit Sicherheit behauptet werden, daB nach
diesem fiinfjdhrigen ProzeB der iranischen
Geschichte das Experiment der ,Islamischen
Republik" gescheitert ist. Daraus folgt die
Uberlegung, ob tatsdchlich eine Wiederbele-
bung des Islams bevorsteht. Sicherlich sind
die unterdriickten und ausgebeuteten Massen
in den islamischen Lindern von der Ausstrah-
lungskraft der iranischen Volksbewegung be-
eindruckt. Sie werden auch weiterhin durch
die propagandistische Politik der iranischen
Geistlichen beeinfluBt. Sie sind verfangen in
den moralischen Anspriichen des Islam, der
Briiderlichkeit und soziale Gerechtigkeit ver-
spricht und einen Weg zur Wiedererlangung
nationaler und kultureller Identitdt anzubie-
ten behauptet.

Die iranische Erfahrung zeigt, daB die Ver-
wirklichung oder eine anndhernde Realisie-
rung dieser Anspriiche den Rahmen der Reli-
gion sprengt. Trotz des groBen traditionellen
Einflusses des Islam in diesen Lindern sind
die Massen nicht bereit, auf Dauer den gro-
Ben Versprechungen der Geistlichen zu fol-
gen. Denn die religidsen Fiihrer im Iran ha-
ben sich, wie kein politischer Gegner es ver
mocht hdtte, bloBgestellt.

°) Ulrich Enke, in: Europa-Archiv, (1982) 1.
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II. Die Machtkampfe unter der iranischen Geistlichkeit

Seit der zweiten Hilfte des Jahres 1983 hat
die Regierung versucht, durch die Vorlage
mehrerer Gesetzesentwilirfe sowie durch die
Aufstellung des ersten Fiinfjahresplanes der
Jslamischen Republik” dem seit der Revolu-
tion bestehenden Wirrwarr in der Wirtschaft
ein Ende zu setzen. Die Konturen der inten-
dierten Wirtschaftspolitik des Landes sind
sichtbarer geworden, obgleich der Weg bis
zur vollstindigen Formulierung und Durch-
setzung dieser Politik noch lang ist. Parallel
dazu haben die Streitigkeiten und der Zwie-
spalt innerhalb der islamischen Fiihrung im
Hinblick auf die Interpretation und Ausle-
gung islamischer Vorschriften und ihrer An-
wendung auf die anstehenden Probleme eine
neue Qualitdt erreicht. Anders als in den
frilheren Machtauseinandersetzungen, die
hauptséchlich zwischen Technokraten und
oppositionellen Intellektuellen einerseits und
den Geistlichen andererseits stattfanden, ste-
hen sich heute zwei starke religiose Lager der
Ceistlichkeit gegeniiber, die mit eigenen In-
terpretationen und Definitionen unterschied-
liche Positionen sowohl zu den Problemen
des Alltags wie auch zu zukiinftigen politisch-
wirtschaftlichen Leitlinien des Landes ein-
nehmen. Es geht dabei im wesentlichen um
zwei unterschiedliche Vorstellungen und In-
terpretationen des Islam: Die eine Gruppe
setzt sich fiir die Verstirkung der Rolle des
Staates in der Wirtschaft, fiir verstirkte Kon-
trolle {iber den AuBenhandel sowie fiir einige

Reformen ein, die die Anspriiche des Islam —
als eine im Dienste der ,Entrechteten" ste-
hende Lehre — als durchfiihrbar erscheinen
lassen sollen, wihrend die andere Gruppe an
den urspriinglichen islamischen Lehren fest-
hdlt und fiir unbegrenztes Eigentumsrecht,
unbegrenzte Tétigkeit des privaten Sektors
und einen unkontrollierten AuBenhandel ein-
tritt.

Hinter der zweiten Gruppe stehen die GroB-
und Mittelhdndler des Bazars und die von
ihnen beeinfluBiten geistlichen Persénlichkei-
ten. Der Ayatollah Khomeiny ist der zweiten
Gruppe zuzurechnen, obwohl er gegeniiber
beiden Lagern eine taktisch motivierte Di-
stanz iibt.

Es kann hier im weitesten Sinne von einer
reformerischen und einer konservativen Stro-

- mung die Rede sein. Die Reprisentanten der

ersten Gruppe sind Ayatollah Montazery,
Parlamentsprasident Rafsendschani sowie die
Mehrheit der Parlamentsabgeordneten, Frei-
tagsprediger und Regierungsmitglieder, wih-
rend der konservative Fliigel durch die Mehr-
heit des ,Wichterrates der Verfassung', die
islamischen Gelehrten des theologischen
Zentrums von Ghom und die beiden rangho-
hen Avyatollahs Golpayegany und Marashy
vertreten ist. Diese Einteilung umfaBt alle
Ebenen der religiésen und staatlichen Hierar-
chie. Das folgende Schema verdeutlicht die
religios-staatlichen Entscheidungskompeten-
zen:

Khomeiny

Marashy Mont

Y Golpayegany

Vereinigung
— d. kimpfenden [~
Geistlichen

Freitags-
prediger

Biiro
d. islamischen
Propaganda
Ghoms

Theologie
Lehranst.
Ghoms

Hodschatieh

Die Partei der Islamischen Republik

I |
l

=ty

islam,
Revolutions-
komitees

Wachterrat

d Verfassung Kabinett

Organisation
d. Modschahedin
d. islamischen

Revolutions-

Parlament Wiichter

Revolution
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III. Die Streitfragen

Die wichtigsten Streitfragen sind folgende:

1. Die Rolle des Staates in der Wirtschaft —
Umfang der wirtschaftlichen Tatigkeit des
staatlichen Sektors.

2. Die Bestimmung der Grenzen fiir die Tatig-
keit des privaten Sektors, wobei die Kldrung
der Eigentumsfrage aus der Sicht des Islam
eine Schliisselrolle spielt.

3. Der AuBenhandel und die Rolle des Staates
in diesem Bereich; dabei geht es darum, ob
der AuBlenhandel verstaatlicht oder dem pri-
vaten Sektor wie in den Zeiten vor der islami-
schen Revolution iiberlassen werden sollte,
Die Regierung hat eine Gesetzesvorlage fiir
die Verstaatlichung des AuBenhandels dem
Parlament eingereicht, die sie allerdings un-
ter dem Druck der Gegner zuriickziehen
mubBte3).

4. Die Rolle der Genossenschaften in der ira-
nischen Wirtschaft.

5. Die Klarung des Steuerwesens gemdB den
islamischen Regeln und der Frage, ob die
Steuererhebung im Islam iiberhaupt zuldssig
ist.

6. Die Bodenverteilung und Losung der Eigen-
tumsfrage der landwirtschaftlich genutzten
Flichen. (Das Gesetz iiber die Bodenvertei-
lung wurde unmittelbar nach der Revolution
durch den damaligen Revolutionsrat erlassen,
jedoch spiter durch das Veto des sogenann-
ten Wichterrats der Verfassung zu Fall ge.
bracht.)

7. Das islamische Bankwesen und die Rolle
des Geldes in der ,islamischen Wirtschalts-
ordnung”.

AuBerdem gibt es verschiedene Argumenta-
tionen zur Beendigung oder Fortsetzung des
iran-irakischen Krieges sowie zum Rahmen
der Kritikausiibung an der Regierungstatig-
keit. (Eine umfassende Behandlung der oben
ausgefiihrten Fragen wiirde den Rahmen die-
ses Aufsatzes sprengen.)

Im folgenden sollen die drei Wirtschaftssek-
toren des Iran — der Staats-, der Genossen-
schafts- und der private Sektor — in ihrer
Entwicklung seit dem Sturz des Schahs skiz-
ziert und die mit ihnen verbundenen Streit-
fragen erldutert werden.

IV. Versuche der Ausprigung einer islamischen Wirtschaftsordnung

in verschiedenen Sektoren

Unmittelbar nach dem Sturz des Schah-Regi-
mes wurde durch die neue Regierung eine
Wirtschaftspolitik verkiindet, die die Errich-
tung einer vom Ausland unabhéngigen Wirt-
schaftsordnung realisieren sollte. Diese Poli-
tik bezog sich auf eine Wirtschaftsstrategie,
die sich an den Grundbediirfnissen des Lan-
des orientieren und eine Autarkie erreichen
sollte. Als erster Schritt zu diesem Ziel wurde
vom Revolutionsrat im Juni 1979 der Be-
schluB fiir den Schutz und die Entwicklung
der iranischen Industrie" gefaBt, in dem

— die Anwendung islamischer Ordnung be-
ziiglich der Arbeitsrechte,

— die Loslésung der iranischen Wirtschaft
von der Abhdngigkeit vom Erdél sowie die
Erlangung der Unabhangigkeit durch die Pro-

%) Eine neue Gesetzesvorlage iiber die Verstaatli-
chung des AuBenhandels wurde am 21.5. 1984
durch das Parlament abgelehnt, nachdem der
Wichterrat der Verfassung" dies als unvereinbar
mit den islamischen Vorschriften erklart hatte.

B 42

duktion von Giitern zur Deckung des Landes-
bedarfs zur Erreichung der Selbstversorgung
und der Exportsteigerung,

— die Schaffung der Voraussetzungen fiir Ar-
beit, Beschaftigung und Spezialisierung,

— die Zuriickdringung der Einfliisse von!
Ausbeutern und Agenten absolutistischer
Ordnung,

— die Vermeidung der Staatlichkeit sowie
der Schutz und die Ermutigung nichtstaatli
cher Tétigkeit und Initiativen des privaten
Sektors ) festgelegt wurden.

Die Schwierigkeiten und Probleme der prak:
tischen Umsetzung des nur allgemein formt:
lierten Beschlusses schlagen sich in den Aus-
einandersetzungen nieder, die in den Jahren
nach der Revolution unter den religidsen
Fithrern und Staatsfunktiondren entbrannt
sind. Entgegen der oben angekiindigten ,Ver

) Etelaat vom 7. 7. 1979,
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meidung der Staatlichkeit" wurden als greif-
bares Mittel fiir" die Verwirklichung dieser
Ziele die Verstaatlichung der metallverarbei-
tenden Industrie wie Stahl-, Kupfer- und Alu-
miniumwerke, die Verstaatlichung der Ban-
ken und Versicherungen sowie die Beschlag-
nahme des Eigentums der Schah-Familie und
der Funktionidre des alten Regimes angeord-
net. Spiter wurden im Artikel 449) der irani-
schen Verfassung drei Wirtschaftssektoren
festgelegt: der staatliche, der private und der
genossenschaftliche.

1. Der Staatssektor

Schon vor der Revolution nahm der Staats-
sektor im Iran einen beachtlichen Platz in der
Wirtschaft des Landes ein. Die staatliche
Kontrolle umfaBte die Erdél-, petro-chemi-
sche, Eisen- und Stahl-, Kohlebergbau-, Ma-
schinenbau- und Elektrizitdtsindustrie sowie
Verkehr und Transport, Banken und Versi-
cherungen. ,Mit Beginn der Entwicklungen
im Jahre 1357 (1978/79) und der Offenbarung
der ersten Anzeichen der islamischen Revolu-
tion strémte das Finanzkapital zur Erreichung
héherer Gewinne ins Ausland, wo sichere
Wirtschaftsbedingungen herrschten."®)

Grundsatz 44.

8 wirtschaftliche System der islamischen Repu-
blik Iran griindet sich auf den &fifentlichen, den
E::onsenschaftlichen und den privaten Sektor, ver-

den mit einer ordentlichen und gesunden Pla-
m.l.nﬁ. Der &ffentliche Sektor besteht aus allen
GroBindustrien, Grundstoffindustrien, dem Aufien-
handel, grofen Bergbauunternehmen, dem Bank-
und Versicherungswesen, der Energieerzeugung,
den Stauwerken und groBen Wasserversorgungs-
netzen, Radio und Fernsehen, Post, Telegral, Tele-
fon, Luftfahrt, Schiffahrt, StraBen, Eisenbahn und

hnlichen Bereichen, die 6ffentliches Eigentum
sind und die in der Verfiigungsgewalt des Staates
stehen. Der genossenschaftliche Sektor besteht aus
genossenschaftlichen Gesellschaften und Produk-
tions- und Vertriebseinrichtungen, die nach islami-
schen Prinzipien in Stadt und Land gebildet wer-

n, Der private Sektor besteht aus jenen Teilen
der Landwirtschaft, der Viehzucht, der Industrie,
des Handels und der Dienstleistungen, die die
Staatlichen und genossenschaftlichen Aktivititen
Wwirtschaftlich ergdnzen. Die Eigentumsrechte in al-

n drei Sektoren werden vom Gesetz der Islami-

n Republik geschiitzt, soweit sie mit anderen
dsiitzen dieses Abschnittes iibereinstimmen,
Rahmen der islamischen Gesetze nicht iiber-
schreiten, zum wirtschaftlichen Wachstum und zur
Eﬂlwlcklung des Landes beitragen und der Gesell-
schaft keinen Schaden zufiigen. Die einzelnen
kmale, den Wirkungsbereich und die Tatig-
hl!sbedmgungen dieser drei Sektoren bestimmt
das Gesetz."
) Jahresbericht der iranischen Zentralbank, Jg.
1359 (1980/81).
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Nach der Konstituierung der ,Islamischen Re-
publik” waren die meisten Eigentiimer groBer
und mittlerer industrieller Produktionsein-
heiten aus dem Lande gefliichtet. Sie hatten
vor ihrer Flucht hohe Kreditsummen bei den
Banken aufgenommen und ins Ausland trans-
feriert. Damit waren die meisten der zuriick-
gelassenen Betriebe hochverschuldet. Das
gleiche Schicksal erlitten solche Banken und
Versicherungen, deren iranische Aktiondre
sich ins Ausland abgesetzt hatten. Diese
Unternehmen wurden jetzt vom Staat iiber-
nommen. Zusdtzlich wurden Hauser, Grund-
stiicke, Gérten, landwirtschaftliche Plantagen
sowie Schl6sser und sonstige Reichtiimer der
Schah-Familie beschlagnahmt.

Die Menge und der Wert der beschlagnahm-
ten Betriebe und Giiter sind nicht genau be-
kannt. Sie wurden aber hauptsdchlich zwei
neu gegriindeten Institutionen zur Verwal-
tung tibertragen.

2. Die Organisation der nationalen Indu-
strie des Irans (ONII)

Die ONII wurde nach dem BeschluB des Re-
volutionsrates zum Schutz und zur Entwick-
lung der einheimischen Industrie ins Leben
gerufen. Sie erhielt die Aufgabe, die verstaat-
lichten Betriebe zu verwalten und die Produk-
tion in diesen Betrieben fortzusetzen. Nach
dem Gesetz zum Schutz und zur Entwicklung
der einheimischen Industrie wurde ein groBer
Teil der wichtigsten und gréBten Industrie-
werke des Landes der ONII unterstellt. Nach
eigenen Angaben verwaltet die ONII 26
kleine Betriebe mit bis zu 50 Beschiftigten
(etwa 4% der gesamten Zahl kleiner Betriebe)
und zwischen 560 und 570 grofe Betriebe mit
etwa 170 000 Beschiftigten (31% der gesam-
ten Beschaftigten im Industriesektor).

Der Anteil der Arbeiter bei den Beschaftigten
betrdgt 84%, wdhrend die restlichen 16% aus
Angestellten und sonstigem Verwaltungsper-
sonal bestehen. Die ONII bezahlt 34% der ge-
samten Léhne und Gehilter aller Beschaftig-
ten in den Industriebranchen. Ihr Anteil an
Betrieben mit {iber 500 Beschaftigten betrigt
41%.

Diese Zahlen verdeutlichen zwar den Umfang
der von der ONII verwalteten Betriebe und
deren Bedeutung fiir die nationale Wirtschaft,
sagen aber nichts iiber die wirtschaftliche
Lage der verwalteten Betriebe aus. Nach den
letzten Statistiken hat die ONII im Jahr
1980/81 60 Mrd. Rial und 1982 35 Mrd. Rial
Bilanzverluste aufgewiesen, von denen je-

B 42



weils 30 bzw. 35 Mrd. Rial Zinsverbindlichkei-
ten darstellen.

.Die meisten Betriebe, die von diesem Gesetz
betroffen waren, sind mit &ffentlichen Mitteln
gegriindet worden. Die Zinsen ihrer Kredit-
verbindlichkeiten vor der Revolution betru-
gen 1360 (1981/82) insgesamt 60 Mrd. Rial
(umgerechnet ca. 1,5 Mrd. DM), ...so daB ihr
Vermégen meistens nicht fiir die Zahlung der
Verbindlichkeiten ausreichte.”) Im letzten
Jahr (1982/83) hat die ONII insgesamt 49 Mrd.
Rial Gewinn erwirtschaftet, der nach Abzug
von 42 Mrd. Rial Zinsverbindlichkeiten netto
noch 7 Mrd. Rial betrégt.

3. Die Zukunitsperspektiven der ONII

Die Funktion der ONII hat sich in den letzten
fiinf Jahren hauptsdchlich darauf beschrinkt,
die Stillegung von Betrieben zu verhindern.
Dies ist gelungen, weil die Organisation in
der Anfangsphase ihrer Arbeit finanziell und
politisch durch die Regierung unterstiitzt
wurde. Bis jetzt ist allerdings keine endgiil-
tige Losung fiir die von der ONII verwalteten
Betriebe gefunden worden.

Die Anwendung des Gesetzes fiir den Schutz
und die Entwicklung der Industrie ist mittler-
weile auf Anweisung des ,Wichterrates der
Verfassung” eingestellt worden; dies hat zu
einer erheblichen Beeintriachtigung der Tétig-
keit der ONII gefiihrt.

Einige der von der ONII verwalteten Betriebe
sind inzwischen dem Ministerium fiir Schwer-
industrie und dem Ministerium fiir Bergbau
und Metall unterstellt worden. AuBerdem
gibt es Eigentiimer, die, nachdem sich das po-
litische Klima zugunsten der Investoren be-
deutend verbessert hat, zuriickgekehrt sind
und ihre Betriebe zuriickverlangen.

Es gibt Anzeichen dafiir, daB der Staat diesem
Verlangen nachgeben wird. In den Kontrover-
sen liber die Rolle der staatlichen und priva-
ten Sektoren betrachten die ONII-Manager
ihre Organisation als einen Teil des privaten
Sektors. Der Direktor der ONII sagte: ,Wir
werden von den Ministerien als privater Sek-
tor behandelt. Die Organisation und die ihr
unterstehenden Betriebe nehmen kein Staats-
budget in Anspruch. Wir erwarten ferner, daB
man uns als einen groBen Teil des privaten
Sektors betrachtet und auf keinen Fall als
eine staatliche Einheit..."8). Die Bedeutung

) Etelaat vom 20. 11. 1983.
%) Etelaat vom 20. 11. 1983,
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dieser Stellungnahme ist darin zu sehen, daB
seitens der Befiirworter der uneingeschrink-
ten Freiziigigkeit des privaten Sektors den
anderen die Verbreitung der sozialistischen
Wirtschaft vorgeworfen wird.

4. Die Stiftung der Entrechteten (Bonyade
Mostazafin)

Eine andere — &konomisch bedeutende —
staatliche Institution ist die ,Stiftung der Ent-
rechteten”. Sie wurde unmittelbar nach dem
Sturz des Schah-Regimes gegriindet. Ur-
spriinglich sollte sie die Reichtiimer der
Schah-Familie sowie die Vermégen der Spit.
zenfunktiondre des alten Regimes, die aus
dem Lande gefliichtet waren, vor MiBbrauch
und Ubergriffen schiitzen. Unterdessen wird
sie jedoch von Unterschlagungen und Ko
tion geplagt; fiinf Jahre nach der Griindung
liegt immer noch keine vollstédndige Liste
{iber das Stiftungsvermdgen vor. Unzihlige
Antiquititen, kostbare Juwelen und Teppiche
aus den kaiserlichen Palédsten sind entwendet
und auf dem Schwarzmarkt abgesetzt worden.
Als Vermégenswerte werden von der Stiftung
der Entrechteten verwaltet: 9 Fluggesellschaf-
ten; Hunderte von Bau- und Handelsgesell-
schaften; 140 Bau- und Lieferantenunterneh-
men; 200 Betriebe; 50 Bergbauminen; 250
Handelsgesellschaften; 5 000 Produktionsein:
heiten, darunter 120 groBe Industriewerke;
20 000 Héuser und Grundstiicke.

Die Stiftung deckt 80% des gesamten Reisbe-
darfs des Landes. Insgesamt sind bis jetzt Ge-
bdude und Grundstiicke der Stiftung im Wert
von 8,3 Mrd. Rial verkauft worden?).

5. Banken und Versicherungen

Ein weiterer wichtiger Teil des staatlichen
Sektors besteht aus den Banken und Versi-
cherungen, die nach dem Verstaatlichungsge-
setz vom 7.Juni 1979 in Staatsbesitz iiberge-
gangen sind. Vor dem Umsturz existierten
36 Banken, von denen 26 im Handelsbereich
tédtig waren, sieben sich auf besondere Aulga-
ben (Investition in Industrie und Landwirt:
schaft) spezialisiert hatten und drei regional
aktiv waren 19),

Die Verstaatlichung der Banken erfolgte
ohne die Beschlagnahme der Aktien; die aus-

7) Etelaat vom 29, 2. 1984.
') Jahresbericht der Iranischen
1358 (1979/80).

Zentralbank, Jg
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lindischen Aktiondre wurden zum Nominal-
wert entschéddigt.

Heute sind neben der Zentralbank nur noch
neun andere Inlandsbanken tétig, deren Rolle
in der iranischen Wirtschaft unter den gege-

benen Umstdnden wichtiger als vorher ist.
Das gesamte Haushaltsdefizit des Staates
wird durch diese Banken kompensiert. Die
Staatsverschuldung an die Inlandsbanken hat
in den letzten fiinf Jahren stark zugenom-
men.

Tabelle 1: Staatsverschuldung bei den Inlandsbanken in Mrd. Rial

Shr 1356 1357 1358 1359 1360
(1977/78) (1978/79) (1979/80) (1980/81) (1981/82)
Staatsverschuldung 10388 14355 20693 29448 39346

Quelle: Jahresbericht der Iranischen Zentralbank, Jg. 1360 (1981/82)

Mit diesen Zahlen ist auch der Riickgang der
Auslandsverschuldung Irans in den letzten
Jahren zu erkldren.

Die Banken sind zu einem Instrument des
Staates geworden, mit dessen Hilfe die ver-
hiltnismdBig hohen Staatsausgaben und be-
sonders die Kriegsausgaben finanziert wer-
den kénnen.

6, Andere staatliche
Wirtschaftsorganisationen

Neben diesen drei Institutionen (ONII, Stif-
tung der Entrechteten, Banken, Versicherun-
gen), die nunmehr unter direkter Regie des
Staates stehen, sind Dutzende weitere Stif-
tungen und Komitees wie Pilze aus dem Bo-
den geschossen, die sowohl direkt als auch
indirekt die Staatskasse in Anspruch nehmen
und hinter denen neben dem Ayatollah Kho-
meiny persénlich andere einflufreiche Geist-
liche stehen, zum Beispiel:

— das Hilfskomitee des Imam-Khomeiny;

— die Wohnungsbaustiftung der Islamischen

Revolution;

— die Stiftung der Martyrer;

— die Stiftung fiir die vom Krieg Betroffe-

nen;

— die Stiftung fiir die Angelegenheiten der

Kriegsfliichtlinge;

— die Stiftung des 15. Khordads (5. Juni 1963,

an diesem Tag wurde der Ayatollah Kho-

meiny ins Exil verbannt);

— die Mobilmachungsorganisation fiir den

Aufbau (Basidsche sazandegi);

= die Organisation des heiligen Kampfes fiir

den Aufbau (Sazamane Dschahade Sazandegi)

— eine Organisation, die inzwischen in ein
rium umgewandelt wurde;

2

— die Stiftung des Martyrers Radschai-
Plans.

Einen maBgebenden EinfluB auf die Zunahme
der Staatsrolle in der iranischen Wirtschaft
iibt der seit iiber drei Jahren andauernde
Krieg gegen den Irak aus. Zahlen iiber die
Kriegskosten nannte der Palamentsprisident
Rafsandschani anléBlich eines Freitagsgebets:
«Wir geben nahezu ein Drittel unseres Jahres-
etats fiir den Krieg aus. 500 Milliarden Rial
haben wir den Kriegskosten gewidmet. Zu-
sdtzlich zu diesem Betrag kommen noch das
Armee- und Revolutionswiichterbudget sowie
das Budget fiir den Wiederaufbau und fiir die
Betreuung der Fliichtlinge..."!!).

7. Der Privatsektor

Der Privatsektor spielt wie in den meisten
Entwicklungsldndern auch im Iran eine zweit-
rangige Rolle in der Wirtschaft. Seine Ent-
wicklung steht in enger Verflechtung’ mit
dem staatlichen Sektor, weil der ausgeprdgte
biirokratisch-absolutistische Charakter des
Staates eine ausschlaggebende Bedeutung fiir
jegliche wirtschaftliche Tatigkeit besitzt.
Dementsprechend ist die Behandlung und Be-
wertung des privaten Sektors in den Entwick-
lungslindern differenzierter zu behandeln als
in den Industrieldindern.

Bis zum Sturz des Schah-Regimes bestand der
Privatsektor im Iran aus zwei Hauptgruppen.
Zur ersten Gruppe gehérten die Bazarhdndler
als mittlere Bourgeoisie. Thre Tatigkeit kon-
zentrierte sich liberwiegend auf die traditio-
nelle Binnenwirtschaft des Landes und um-
faBte spdter, besonders nach der Erhéhung
der Erdoélpreise im Jahre 1973, auch andere

) Etelaat vom 12. 2. 1984,
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Geschifte wie Landspekulation, Import-Ex-
port etc.

Bis zur Revolution belief sich die Anzahl der
Fabrikanten auf einige Hundert. Zusammen
mit der Familie des Schahs, h6heren Militédrs
und einfluBreichen Biirokraten bildeten sie
die Basis der etablierten politisch-6konomi-
schen Machtstruktur des Irans, deren wirt-
schaftliche Funktion eng mit den ausldndi-

schen Konzernen verkniipft war. Bei Beginn
der Revolution fliichteten sie ins Ausland;
ihre Betriebe wurden verstaatlicht. An jhre
Stelle traten jetzt die Bazarhdndler und Kauf-
leute, die bis dahin unter wirtschaftlichen
Einschriankungen gelitten hatten und nun die
Gelegenheit ergriffen, sich zu ,groBen Kapi-
talisten" emporzuarbeiten. Die Bazarhéindler
investieren hauptsédchlich in solche Branchen,
die kurzfristig hohe Gewinne versprechen,

Tabelle 2: Investitionen des Privatsektors in Mio, Rial
Jahr 1356 1357 1358 1359 1360
(1977/78) (1978/79) (1979/80) (1980/81) (1981/82)
1. Wohnungsbau 344 032 308 680 338 773 425 572 386 671
2. Industrie und
Bergbau 59 549 16 094 17 648 18 152 31483
2:1inv.H. 173 o 4 52 4,26 81
Quelle: Jahresbericht der Iranischen Zentralbank, Jg. 1360 (1981/82)

Die Bazarhdndler kontrollieren auch den
Schwarzmarkt, der als Folge der schwierigen
Versorgungslage, der Rationierung von Le-
bensmitteln und den Importeinschrinkungen
entstanden ist. Die verhéltnismdBig hohen
Gewinnraten im Wohnungsbau und Handel

sowie die fehlende Investitionsbereitschalt
des Privatsektors haben dazu gefiihrt, daB das
Volumen der Geldeinlagen des privaten Sek-
tors bei den Banken grofie Ausmalfie erreich!
hat.

Tabelle 3: Geldeinlagen des Privatsektors in Mrd. Rial

1351 1352 1353 1354 1355 1356 1357 1358 1359 1360
(72/73) (73/74) (74/75) (75/76) (76/77) (77/78) (78/79) (79/80) (80/81) (81/82

Jahr

i

Geldeinlagen 400 518 8157 11455 15935 2097 25786 3550 43378 5@

Quelle: Jahresbericht der Iranischen Zentralbank, Jg. 1356 und 1360 (1977/78 und 1981/82)

Die stindige Zunahme der Geldeinlagen des
Privatsektors zusammen mit dem Riickgang
der Investitionsbereitschaft in produktiven
Wirtschaftszweigen bei steigendem Bargeld-
anteil wirken sich inflationdr auf die Wirt-
schaft des Landes aus. Alle Regierungsappelle
zur Erhéhung der Investitionen sind ohne Re-
sonanz geblieben, weil die Bazaries durch den
Handel auf dem Schwarzmarkt eine Gewinn-
rate von bis zu 400% erzielen.
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8. Die politische
und wirtschaftliche Basis des Bazars

Aufgrund ihrer guten Beziehungen zu den
Geistlichen haben die Bazarhéndler ihre
Machtpositionen in allen staatlichen Instam
zen ausbauen kénnen. Ihre Vertreter tsit:ce}l
sowohl im Parlament als auch im Handelsmi-
nisterium. Sie haben auBer der Handelskam:
mer mehrere Organisationen wie das Bazar
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Innungskomitee, die Gesellschaft islamischer
Wirtschaftsorganisationen, die Distributions-
genossenschaftsgesellschaft und die Anstalt
fiir zinslose Darlehen gegriindet. Die soge-
pannte Einheit von Moschee und Bazar ist
von einer solchen Qualitét, daB die Beziehun-
gen der Bazarhéndler sogar bis zu Ayatollah
Khomeiny reichen. Dies ist auch deshalb
kaum verwunderlich, weil die Bazaries neben
der gingigen Bestechungspraxis gegeniiber
der Geistlichkeit auch hohe Geldsummen fiir
die Fortsetzung des Krieges aufbringen. ,Beim
Besuch der Vertreter der Hindler-Innung
beim Imam hat er (der Imam) einige Bemer-
kungen gemacht iiber die Ausgaben der Re-
gierung und die Kriegskosten ... unmittelbar
danach hat der Bazar von Ghom angekiindigt,
daB er 10 Mrd. Rial fiir den Krieg der Regie-
rung zur Verfiigung stellen wird."'?9)

Der EinfluB der Bazarhédndler beschrdnkt sich
nicht nur auf das Parlament und den ,Wich-
terrat der Verfassung”, sondern ihre Vertreter
besitzen auch in den Sicherheitsorganen eine
Machtbasis. Die Revolutionskomitees der Is-
lamischen Revolution, ein dem Ayatollah
Khomeiny nahestehendes paramilitarisches
Polizeiorgan, sind vom Bazar maBgeblich be-
einfluft. Die Bazaries tragen sogar einen gro-
fen Teil der Ausgaben des beriichtigten irani-
schen' Gefdngnisses Evin. An der Spitze der
wichtigsten Stiftungen wie der Stiftung der
Entrechteten und des Imam-Komitees stehen
entweder die Bazarhdndler selbst oder von
ihnen beeinfluBte Geistliche.

9. Das Acht-Punkte-Dekret Khomeinys

Im Dezember 1982 legte die Regierung dem
Parlament eine Gesetzesvorlage fiir die Fest-
legung der Grenzen fiir die Tétigkeit des pri-
vaten Sektor vor, iiber die noch nicht ent-
schieden worden ist. Im selben Monat wurde
das sogenannte Acht-Punkte-Dekret von
Ayatollah Khomeiny erlassen. Das Ziel dieses
Dekrets war es, Unsicherheiten auszurdumen
und den privaten Sektor zu héheren Investi-
tionen zu ermutigen. Der Ayatollah erklirte:
Wir sollen nicht mehr sagen, daB jetzt Revo-
lutionszeit ist. Nein, nun ist die Zeit fiir

") Parlamentsprasident Rafsandschani in: Etelaat
vom 27.11, 1983, siehe auch Middle East, April
1983, S.11: ,Ayatollah Khomeinis remarks that
gently reproached the rich ... had such an impact
on the Qom bazaar that they immediately announ-
ced they would contribute 10 billion riyals ($ 118
million) for three days expenses of the war. Qoms
T is less than one-tenth the size of Tehrans."
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Ruhe... Nun liegt es daran, da die Leute
sich sicher fiihlen... und ihr Kapital einset-
zen und um das Kapital keine Angst haben.
Und niemand soll vor der Riickkehr in die
Heimat Angst haben. Niemand soll Angst ha-
ben, daB sein Kapital weggenommen wird.
Nein, wir haben nicht die Absicht, das Kapital
der Leute wegzunehmen. Thr Kapital gehort
ihnen selbst. Sie sollen es einsetzen... und
das Land regieren und verstirken. Die Regie-
rung wird auch sie unterstiitzen."!?) Auch an-
dere iranische Staatsméanner sagten der priva-
ten Wirtschaft ihre Unterstiitzung zu. So be-
hauptete Ayatollah Montazery: ,Die Erfah-
rung hat gezeigt, daB die Regierung ohne die
Hilfe des privaten Sektors und ohne seine
Unterstiitzung nicht in der Lage ist, die mate-
riellen und wirtschaftlichen Bediirfnisse der
Bevolkerung zu befriedigen. Denn das Motiv
und die Liebe des privaten Sektors zur Arbeit
zusammen mit seiner Erfahrung wirken sich
auf die Steigerung der Arbeitsproduktivitét
und Qualitdtsverbesserung auBerordentlich
giinstig aus. Und wenn die Regierung eine
schnellere und bessere Giiterverteilung an-
strebt, muB sie vom Privatsektor ... Gebrauch
machen." 1)

Ministerprasident Musawi beteuerte: ,Es sind
bis jetzt 5 000 Antriage auf Privatinvestitionen
prinzipiell bewilligt worden. Das ist ein Zei-
chen fiir praktische Unterstiitzung des priva-
ten Sektors durch die Regierung."'®) Und der
Chef der staatlichen Wohnungsbaubehdrde
sprach sich fiir eine Beobachterrolle des Staa-
tes aus: ,Der Staat hat nur die Aufgabe, die
Investitionsfreude des Volkes zu vergréBern
... Die Erfahrung zeigt, daB das Volk der be-
ste Unternehmer (ist)...und daB der Staat am
besten nur beobachten und unterstiitzen
kann." %)

Da Parlamentsprdsident Rafsandschani das
Feld nicht den anderen allein iiberlassen
wollte, fiigte auch er sich dem Ritual, die Kho-
meiny-Anweisungen so oft wie méglich zu
wiederholen: ,Der Privatsektor muB aktiviert
werden, vorausgesetzt, daB er sich mit seinem
Anteil zufrieden gibt. Er muB im Mittelpunkt
stehen. Die Unternehmungsfreiheit ist einer
unserer vorrangigsten Grundsitze."')

'%) Die Tageszeitung ,Dschomhurye Islami® vom
20, 1. 1983,

'4) Etelaat vom 9. 11. 1983,

'%) Etelaat vom 2. 2. 1984.

%) Zit. n. AIB (Antiimperialistisches Informations-
bulletin), Nr. 48.

") Etelaat vom 29. 11. 1983.
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10. Das Giiterverteilungssystem

Unter den Streitpunkten von Bedeutung zwi-
schen der Regierung und den Bazarhéndlern
steht das Giiterverteilungssystem an erster
Stelle. Die Bazaries fordern sowohl ein un-
kontrolliertes Warenangebot als auch die
freie Preisgestaltung auf dem Markt. Sie se-
hen in der Rationierung und Substitution der
lebenswichtigen bzw. ,strategischen" Waren
— wie es amtlich heit — eine Beschneidung
ihrer Profite, Die Regierung kann diese For-
derung nicht erfiillen, da sie ein groBes politi-
sches Risiko enthélt. Denn gerade durch die
Rationierung und Substitution der Grundnah-
rungsmittel hdlt die Regierung die Unzufrie-
denheit der Bevélkerung in Grenzen. Die Re-
gierungsstellen versuchen denn auch, den
profitstrebenden Bazaries klarzumachen, daB
ihr Handeln auch und gerade im eigenen In-
teresse der Bazaries liege. Staatsprisident
Khamenei erkldrte: ,Wir bewegen uns nicht
in der Richtung, die Giiterverteilung zu ver-
staatlichen; uns ist wichtig, der Bevilkerung
zu helfen und die Unzuldnglichkeiten zu be-
heben."'8)

Ministerprasident Musawi beschwor die gu-
ten Beziehungen zwischen der Regierung und
dem Bazar: ,Schon Ayatollah Montazery hatte
die Regierung angewiesen, ihre Beziehung zu
den religitsen Bazaries zu intensivieren. Wir
sind dieser Anweisung gefolgt und haben un-
sere Beziehung zu den revolutiondren Bazar-
Moslems verstirkt und dabei tatsdchlich gute
Erfahrungen gemacht ... Wir sind des Imams
Getreue. Unser Prinzip ist, dem Islam zu fol-
gen und unsere religiésen Pflichten zu erfiil-
len."19)

Die Auseinandersetzung iiber diese Proble-
matik spiegelt sich auch in den Parlamentsde-
batten wider, bei denen die unterschiedlichen
Interessenlagen der einzelnen Abgeordneten
ans Licht treten. Trotz eines splirbar verbes-
.serten politischen Klimas zugunsten der Pri-
vatinvestoren und des Bazars ist das Parla-
ment noch zu keinem Entschluff kommen.

11. Der Genossenschaftssektor

Wie bereits erwihnt, ist im Artikel 44 der ira-
nischen Verfassung der Genossenschaftssek-
tor als Gegengewicht zum staatlichen und pri-
vaten Sektor vorgesehen. Dieser Sektor um-
faBt alle ldndlichen und stddtischen Koopera-
tionsgenossenschaften: Eine ganze Reihe die-

'*) Etelaat vom 1. 11. 1983.
1Y) Etelaat vom 29. 1. 1984.
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ser Genossenschaften ist bereits ohne gesetz. ‘

liche Grundlage gegriindet worden. Im No-
vember letzten Jahres wurde das Gesetz iiber
die Genossenschaften vom Parlament verab.
schiedet, ohne in Kraft treten zu kénnen. Fs
bedarf noch der Zustimmung des ,Wichter.
rats der Verfassung”.

12. Die lindlichen Kooperationsgenossen.
schaften

Léndliche Kooperationsgenossenschaften gibt
es bereits seit 1971, und bis November 1983
war ihre Zahl auf 3 072 gestiegen. Sie sind in
einer zentralen Organisation zusammenge.
schlossen, die dem Landwirtschaftsministe.
rium untersteht. Ihre Mitgliederzahl belduft
sich auf 2698 087 Personen mit einem Ge-
samtkapital von 24,7 Mrd. Rial ). Die Aufgabe
dieser Genossenschaften besteht darin, die
Bauern mit landwirtschaftlichen Maschinen,
Saatgut, Diingemitteln, Krediten usw. zu ver-
sorgen. AuBerdem sind sie fiir die Verteilung
der Konsumgiiter in den ldndlichen Gebieten
zustdndig. Ferner kaufen sie die Uberschiisse
landwirtschaftlicher Produkte auf.

13. Die zentrale Vereinigung der Konsum-
giitergenossenschaften iranischer Ar-
beiter (EMKAN)

Die EMKAN ist die Dachorganisation aller
Genossenschaften; ihre Aufgabe besteht in
der Versorgung der Arbeiterschaft mit Kon-
sumgiitern und Wohnungen. Offiziell existie-
ren schon 1865 Konsumgiitergenossenschal-
ten mit 900 000 Mitgliedern?') (davon allein
360 000 in Teheran). Rechnet man die Fami-
lienangehérigen der Mitglieder dazu, so wer-
den es 4,5 Millionen Personen sein, die auf
diese Genossenschaften angewiesen sind.
Ihre Bedeutung muB im Zusammenhang mit
der schwierigen Versorgungslage und der Le-
bensmittelrationierung gesehen werden. In
dieser Dachorganisation sind 26 Produktions-
genossenschaften sowie 1068 Kreditgenos-
senschaften eingeschlossen. Uber die Zahl
der Wohnungsbaugenossenschaften liegen
keine statistischen Angaben vor.

14, Die zentrale Organisation der Genos-
senschaften

Diese Organisation umfaBt auBer den Arbei-

tergenossenschaften sdmtliche Genossen-
) Etelaat vom 4.1, 1984,
-1) Etelaat vom 14. 1, 1984,
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schaften des Landes. Unter ihrer Obhut ste-
hen 500 Stadtbezirks-Genossenschaften, die
00 000 Haushalte umfassen und diese mit
Konsumgiitern versorgen, 945 Angestellten-
Genossenschaften mit einer Mitgliederzahl
von 1,3 Millionen im &ffentlichen Dienst be-
schaftigten Personen, 1980 Wohnungsbauge-
nossenschaften, die Genossenschaften der
Fahrer der zwischenstddtischen Reisebusse
sowte die Genossenschaft der LKW-Halter. Es
bestehen weitere unbedeutende Genossen-
schaften wie Nomaden-Genossenschaften,
Grenzgebietsgenossenschaften u.d., die in
dieser Zentrale organisiert sind 2%).

15. Die Entwicklungszentrale fiir produk-
tive Tatigkeiten

Unmittelbar nach der Proklamierung der Isla-
mischen Republik wurde diese Zentrale
durch den BeschluB des Revolutionsrates ge-
griindet, um arbeitslose Akademiker zu be-
schédftigen. Von ihr wurden die industriellen,
landwirtschaftlichen und sonstigen produkti-
ven Genossenschaftsprojekte geférdert. Bis
Mairz 1981 wurden 708 solcher Genossen-
schaften gegriindet, vom Innenministerium
verwaltet und durch staatliche Zuschiisse in
Héhe von 11,5 Mrd. Rial unterstiitzt.

Organisationsstruktur der Genossenschaften

Der Genossenschaftssektor
Arbeitsministerium Innenministerium Landwirtschaftsministerium
1
. ' :
| 1
i Zentrale Organisation '
Arbeitsgenossenschaften : dar Goix Sadien ;
i ;
L] i
L]
L = = - J Entwicklgszentr. Léndliche
I. prod. Tatigkeit Genossenschaften
Konsum- Wohnungsbau- Handarbeits- Lkw-Halter-
genossenschaften genossenschaften genossenschaften genossenschaften
Produktions- || Kredit- Busfah |
genossenschaften genossenschaften genossenschaft genossenschaften
Konsumgtiter- Wohnungsbau-
genossenschaften genossenschaften
Stadtbezirks- Angestellten-
genossenschaften genossenschaft

16. Die gesetzliche Regelung der Genossen-
schaften

Nach dem vom Parlament verabschiedeten
Gesetz werden die Genossenschaften aus sie-
ben (in Ausnahmefillen fiinf) Anteilseignern
gebildet,

Im Hin‘blick auf die Kapitalbeteiligung sind
drei Arten von Genossenschaften vorgese-

“) Etelaat vom 15, 1. 1984.
25

hen: die Genossenschaften mit 100%igem Ei-
genkapital der Mitglieder, die Genossenschaf-
ten mit 51 % Eigenkapitalbeteiligung der Mit-
glieder und 49% Anteil des Staates bzw.
staatlicher Institutionen und schlieilich die
Genossenschaften mit 100 % Staatskapital.
.Bei der Gewinnverteilung sind die religiésen
Aspekte vollstindig beriicksichtigt wor-
den."®) Der Gewinnanteil der Genossen-

%) Der AusschuBsprecher, zit. in: Etelaat vom 12, 1.
1984.

B 42



schaftsmitglieder richtet sich nach ihrem Ka-
pitalanteil. Die Bezahlung der Mitglieder er-
folgt nach ihrer Qualifikation. Die Instanzen
der Genossenschaften sind die Hauptver-
sammlung, der geschiftsfiihrende Vorstand,
der Geschiftsfiihrer und der Aufsichtsrat.

17. Die Haltung der Regierung gegeniiber
den Genossenschaften

Zur grundsdtzlichen Einschdtzung der Genos-
senschaften ist festzuhalten, daB sie einen
wichtigen Konfliktpunkt zwischen der Regie-
rung und den Bazarhdndlern darstellen.

Einerseits sind die Bazarhédndler nicht bereit,
ihr Monopol beim Warenhandel aufzugeben;
sie sehen in den Genossenschaften Konkur-
renzunternehmungen. Andererseits ist die
Regierung trotz ihrer positiven Einstellung
gegeniiber dem Bazar gezwungen, eine mini-
male Versorgung der Bevolkerung mit le-
benswichtigen Giitern zu gewihrleisten. Die
Genossenschaften sind ein geeignetes Mittel
fiir die Realisierung dieser Politik. Eine plotz-
liche und totale Abkehr der Regierung von
dieser zweigleisigen Strategie wiirde politisch
unberechenbare Folgen haben.

Ein anderer Faktor ist der Widerstand eines
Teils der Geistlichen, die hauptsédchlich den
unteren Teil der religiésen Hierarchie repra-
sentieren und tatsdchlich an der vom Islam
verkiindeten ,sozialen Gerechtigkeit' festhal-
ten und sie zu verwirklichen versuchen.
Chancen haben sie aber kaum. Der finanz-
kriftige Bazar zwingt die Anhédnger der isla-
mischen Utopie immer mehr zur Aufgabe ih-
rer Ideale.

18. Die Positionen der Befiirworter und
Gegner der Genossenschaften

Einer der Befiirworter der Genossenschaften
soll der Ayatollah Beheshti gewesen sein, auf
den die Verfechter des Genossenschaftsprin-
zips sich auch berufen. Er soll die theoreti-
schen Grundlagen aus der Sicht des Islam
' ausgearbeitet und gesagt haben: ,Wir denken,
daB das Hauptproblem darin besteht, daB
moglichst die Kapitalinhaber und die Besitzer
der Arbeitskraft identisch sind. D. h., wenn je-
mand Arbeitskraft besitzt, soll er mindestens
Arbeit haben. Er ist weder Lohnempfdnger
des Staates noch des privaten Sektors. Der
einzige Weg dafiir ist die Genossenschalt. Die
Genossenschaften sind wie Aktiengesell-
schaften, mit dem Unterschied, daBl in den Ge-
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nossenschaften der Kapitalinhaber selbst ar- ‘
beiten muB. Immer, wenn er nicht arbeiten
will, gibt er seinen Platz an denjenigen ab, der |
arbeiten will. ZusammengefaBt besteht die
Hauptaufgabe der Genossenschaft in der Si
cherung eines wirkungsvollen Weges, der
den Besitzern von Arbeitskraft notwendiges
Kapital fiir ihre Arbeit besorgt. Damit wird
die Ausbeutung durch den Staat und durch
den privaten Sektor verhindert. Uns interes.
siert es nicht, ob solche Genossenschaften in
anderen Lindern existieren, ob die sozialisti-
schen oder kapitalistischen Linder auch Ge
nossenschaften haben. ... Wir haben ein
Hauptziel, das ist die Vermeidung der Aus-
‘beutung. Eines der Mittel der Ausbeutung der
Arbeitskraft sind die Kapitaleigentiimer,
Wenn der Arbeitskraftbesitzende kein not-
wendiges Kapital besitzt, ist eine der Ausbeu.
tungsvoraussetzungen gegeben. Wodurch sol-
len wir die Ausbeutung abschaffen? ... Durch
die Genossenschaften."?¥)

Die Gegner der Genossenschaften argumen-
tieren, daB dieses Gesetz gegen die islami-
schen Vorschriften verstoBe. ,Wir k&nnen
nicht das Kapital der Nation und des Landes
einigen bestimmten Personen zur Verfiigung
stellen. ... Wenn unter Genossenschaften die
Leistung der Menschen verstanden wird,
dann sind sie nach islamischen Vorschriften
ungiiltig. Und wenn damit die Investitionen
gemeint sind, warum werden sie nicht Gesell-
schaft genannt? ... Dies widerspricht der Be-
rufsfreiheit und der jetzigen Bedeutung vom
Bazar." 25)

Ferner wird das Genossenschaftsgesetz als
sozialistisch abgelehnt. Ukonomisch argu-
mentieren die Gegner damit, daB die Genos-
senschaften eigentlich einen Teil des staatli-
chen Sektors sind. Und dies bedeutet die Ver-
groBerung der staatlichen Funktion in der
Wirtschaft.

Die Befiirworter argumentieren umgekehrt
Sie meinen, durch die Genossenschaften
werde die Staatlichkeit revidiert. Der Staal
kénne sich aus den kleinen Unternehmen zu:
riickziehen und diese der Bevélkerung tiber
lassen. Zusétzlich wiirde die Beschiftigungs
quote erhéht.

Der Sprecher des zustindigen Ausschusses
sagte bei der Verteidigung der Gesetzesvorle

-:j] Etelaat vom 12. 1. 1984,
%) Etelaat vom 12, 1. 1984,



: Um die umherirrenden Gelder zu kontrol-
Emn und sie in angemessene Produktion zu
investieren, ist der einzige Weg die Bereit-
stellung von Investitionsméglichkeiten. Wir
achten auf den Privatsektor. Es muB fiir dieje-
nigen, die Geld haben, Sicherheit gewdhrlei-
stet sein. ... Es muB ihnen versichert werden,
daB sie investieren kénnen, wenn sie legales
Kapital besitzen. Niemand wird sie daran hin-
dern kénnen." )

Handelsminister Dschafari meinte schlieB-
lich: ,Solange zwischen dem Bazar, den Ge-
nossenschaften und der Verstaatlichung des
AuBenhandels keine Einigung erzielt worden
ist, erwartet keine Gotteshilfe und keinen Er-
folg ... Die Schaffung eines Gétzenbildes von
Genossenschaft ist falsch. Die Bevdlkerung
hat die Genossenschaft akzeptiert und sie be-
teiligt sich daran. Dies muB geférdert werden.

¥ Etelaat vom 12, 1, 1984,

Man soll sich aber nicht dem privaten Sektor
widersetzen."?’)

19. Die Einschitzung der Zukunft der
Genossenschaften

Allen Redeschlachten zum Trotz haben die
Genossenschaften langfristig gesehen keine
Uberlebenschancen. Sie sind nicht in der
Lage, mit dem Bazar zu konkurrieren. Die Zu-
teilungen an Giitern fiir sie werden immer
geringer und die Unternehmen liefern den fiir
sie bestimmten Anteil oft nicht. Eine weitere
Schwéchung und sogar Abschaffung der Ge-
nossenschaften ist nicht auszuschlieBen.
Denn die ,Islamische Republik” ist ziigig da-
bei, die Uberreste der Gesetze und Beschliisse
des nach dem Umsturz entstandenen Revolu-
tionsrates riickgdngig zu machen. Ein Aus-
schuBl zur Uberpriifung bisheriger Beschliisse
und Gesetze ist bereits konstituiert worden.

*") Keyhane Hawai vom 15. 10. 1983,
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Uwe Simson

Islam, Entwicklung und Entwicklungspolitik

siidlich der Sahara

Ein Beitrag zur sozio-kulturellen Problematik der Sahelzone

I ne faut faire par les lois que ce que lon ne peut réussir par les

moeurs."”

Montesquieu

.Man kann ohne Ideologie leben; doch gibt es keine beschleunigte ge-
schichtliche Entwicklung ohne eine addquate Ideologie.”

«Der westlichen Modernisierungsforschung
wird hédufig vorgeworfen, daf sie die Entwick-
lungsdynamik, die traditionale - Kulturen
nichtwestlicher Entwicklungsgesellschaften
entfalten kdnnen, unberiicksichtigt gelassen
habe. Statt dessen habe sie diese kulturellen
Traditionen als entwicklungshemmende,
neuerungsfeindliche und mit der Modernitat
industrialisierter Gesellschaften unverein-
bare Faktoren behandelt."!) Diese von Klaus-
Georg Riegel referierte Kritik, in die man
auch die entwicklungspolitische Praxis einbe-
ziehen miiBte, gilt fiir die jlingste Gegenwart
nicht mehr uneingeschrankt. Seit einigen Jah-
ren wird in der Wissenschaft die Kritik an
dem, was Gunnar Myrdal polemisch als
«Nachkriegsmethode" bezeichnet hat, gerade
auch mit kulturellen Argumenten gefiihrt, so
von S. N. Eisenstadt, dessen Untersuchungen
iiber Tradition, Wandel und Modernitét?) zu
einer grundlegenden Neubewertung der Ent-
wicklungsbedeutung von ,Tradition" kommen.
In der Politik dokumentiert sich gewandeltes
BewuBtsein in dem BeschluB des Deutschen
Bundestages vom Marz 1982, den kulturellen
Fragen der Entwicklungszusammenarbeit
kiinftig mehr Gewicht beizulegen; die Frage-
stellung wird vom Journalismus aufgegriffen
und von den entwicklungspolitischen Instan-
zen auf ihre Operationalisierbarkeit hin ge-
priift.

') K.-G. Riegel, Tradition und Modernitat. Zum Mo-
dernisierungspotential  traditionaler  Kulturen
nichtwestlicher Entwicklungsgesellschaften, in:
D. Nohlen/F. Nuscheler (Hrsgﬁ. andbuch der Drit-
ten Welt, Bd. 1, Hamburg 1982, S. 731, hier S. 73.

-) S. N. Eisenstadt, Tradition, Wandel und Moderni-
tat, Frankfurt/Main 1979.
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Joseph Ki-Zerbo

Griinde dafiir, daB kulturelle Tradition heute
nicht mehr als Entwicklungshemmnis, son-
dern als ,richtungweisende Entwicklungs.
kraft“3) betrachtet wird, lassen sich an beiden
Endpunkten des Entwicklungsgefilles lokali-
sieren. Die fiir weite Kreise in Ost und West
(und auch im ,Orient" selbst!) unerwarteten
Ereignisse im Iran seit 1979 haben den Blick
fiir auBerékonomische Entwicklungsfaktoren
geschirft, und die Vorgénge der letzten Jahre
etwa in Agypten und Tunesien machen klar,
daB es sich bei der iranischen Revolution
wohl nur um die Spitze des ,revivalistischen
Eisbergs" handelt. Auf der Seite der Industrie-
linder hat der mangelnde Erfolg von tech:
nisch und wirtschaftlich ,korrekt® geplanten
Projekten die Einbeziehung anderer, bisher
vernachléssigter Erfolgsbedingungen zumin-
dest in die entwicklungspolitische Diskussion
erzwungen.

Es wird sich in Wissenschaft und Politik (und
sogar in der Verwaltung) kaum mehr jemand
finden lassen, der die Relevanz der sozio-kul
turellen Entwicklungsdeterminanten von
vorn herein bestreitet. Auf die Frage nach der
konkreten Bedeutung der sozio-kulturellen
Faktoren fiir die Entwicklung von Gesel:
schaft und Wirtschaft in der Dritten Wel
sind aber zur Zeit meist keine anderen Ant
worten zu bekommen als solche von der Gré
Benordnung ,Moslems essen kein Schweine
fleisch® oder, im anderen Extrem, ,Entwick
lung kommt ohne eine kulturelle Gesamtper:
spektive tiberhaupt nicht in Gang". Ist die e~
ste Feststellung trivial, so trifft die zweite

%) K-G. Riegel (Anm. 1), S. 73.



ohne jeden Zweifel zu — die einschlagigen
AuBerungen von Wissenschaftlern?) und an-
deren bewegen sich aber auf einem Grad von
Allgemeinheit, der (noch) keinen Zugang zu
konkreten Entwicklungsvorgidngen und einer
auf sie bezogenen entwicklungspolitischen
Praxis erdffnet,

Es ist das Ziel dieses Aufsatzes, am Beispiel
einer Region, die bevorzugter Empfinger
deutscher wie internationaler Hilfe ist (und
dies nach menschlichem Ermessen auch fiir
die kommenden Jahrzehnte bleiben wird, je-
denfalls wenn am Verteilungskriterium der
Bediirftigkeit festgehalten wird),

1. darzustellen, daB sozio-kulturelle Faktoren
fiir Schliisselsektoren der Entwicklungszu-
sammenarbeit eine {iber Erfolg und MiBerfolg
entscheidende Rolle spielen, oft entscheiden-
der als wirtschaftliche und technische Fakto-
ren. Kulturelle Tatsachen (in der Durk-
heim'schen Bedeutung der ,faits sociaux”) stel-
len eine Wirklichkeit dar, die ,selbst Sach-
zwinge und Entwicklungsimpulse setzt und
freigibt, die deshalb so tiefgehend wirken,
weil sie im Handeln und Erleben der Mitglie-
der einer Gesellschaft verankert sind"9);

Die entwicklungspolitische Lage in der Sahel-
zone, wie sie sich als Ergebnis des Zusam-
menwirkens nationaler Regierungen und
(vorwiegend) westlicher Geber darstellt, kann,
stark vereinfacht, so gezeichnet werden: Es
herrscht ein (auch im Vergleich zu anderen
Entwicklungsregionen) extremes Ungleichge-
wicht zwischen punktuell angesetzten GroB-
projekten der Infrastruktur und der noch auf
Subsistenzniveau lebenden iiberwiltigenden
Mehrheit der Bevélkerung. StraBen, GroBge-
biude, Wasserversorgungssysteme etc, von
europdischen Planern nach europdischen
Mafistiaben geplant, sind umgeben von einer
Landschaft, die auch dort, wo sie durchgehend

‘) Wie der in Anm.2 genannte S. N. Eisenstadt;
neuerdm%a am Beispiel der Reislamisierung in
gypten F. Kandil, Nativismus in der Dritten Welt.
Wiederentdeckung der Tradition als Modell fiir die
enwart, Sonderheft 1/2, Die Dritte Welt, St. Mi-
%h&el (Osterreich) 1983; auch K.-G. Riegel (Anm. 1).
Riegel (Anm. 1), S. 74.
2 entwicklungspolitische Praxis, auch wenn
h: sich noch so pragmatisch gibt, basiert zumindest
oéiuﬂt auf theoretischen Voraussetzungen, deren
e enlegung allerdings (aus den verschiedensten
rlinden) nicht immer opportun erscheint.
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2. plausibel zu machen, daB im Gesamtzusam-
menhang der Erfolgsbedingungen von ent-
wicklungspolitischen Projekten, Programmen
und Strategien héufig sozio-kulturelle Fakto-
ren die unabhdngige, wirtschaftliche und
technische die abhdngige Variable darstel-
len;

3. zu begriinden, warum (und, allerdings nur
ansatzweise: wie) die entwicklungspolitische
Theorie und die daraus abgeleitete®) Praxis
sich dem Problem einer Einbeziehung der so-
zio-kulturellen Dimension stellen sollte.

Anschauungsgegenstand ist die Sahelzone,
also der siidlich an die Sahara angrenzende
Landergiirtel. Ich skizziere zunéchst die ent-
wicklungspolitische Lage in den Sahelldn-
dern, besonders die Tatigkeit westlicher Ge-
ber; es folgt eine summarische Darstellung
der kulturellen Landschaft" der Sahelldnder,
wobei die wesentlichen kulturellen Elemente
auf ihre Entwicklungsbedeutung hin befragt
werden; schlieBlich versuche ich, aus den ge-
wonnenen  Erkenntnissen  empfehlende
SchluBfolgerungen fiir unsere entwicklungs-
politische Praxis zu ziehen.

L

besiedelt ist, in einem fiir die Bewohner eines
Industrielandes unbegreiflich niedrigen MaB
die Spuren direkter menschlicher Eingriffe
trigt?).

Jede GroBregion der Dritten Welt hat be-
kanntlich ihre spezifischen Entwicklungshin-
dernisse und -engpdsse. In Lateinamerika ist
es in erster Linie die verzerrte Sozialstruktur,
gespiegelt etwa in der Bodenverteilung eini-
ger groBerer Ldnder des Subkontinents. In
Siidasien hemmt der Bevélkerungsdruck auf
eine zu schmale Ressourcenbasis (Bangla-
desch, aber auch weite Teile anderer Lander,
z. B. Java) die Entwicklung. In Schwarzafrika,
wo sich eine ausgeprédgte gesellschaftliche
Schichtung weithin erst durch auswirtigen
EinfluB herausgebildet hat und Uberbevélke-
rung (noch) kein allgemeines Problem dar-
stellt, besteht der wichtigste Entwicklungs-
engpaB im duBerst geringen Grad der Aus-
schépfung durchaus vorhandener Ressourcen,

’) Die Desertifikation (= Vordringen der Wiiste)
kann als indirekte Folcg: menschlicher Eingriffe be-
trachtet werden, manche sagen auch: als Folge der
Entwicklungshilfe.
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oder, anders ausgedriickt, in der mangelnden
Entwicklung der ,produktiven Krafte"). Na-
tiirlich ist auch eine Weiterentwicklung der
.produktiven Krifte" etwa in Brasilien durch-
aus noch vorstellbar; siidasiatische Sozial-
strukturen entsprechen nicht in jedem Fall
den Wunschvorstellungen westlicher Ent-
wicklungstheoretiker; und Afrika hat (neben
partiellem Bevdlkerungsdruck: Ruanda) in
den Jahrzehnten seit seiner Unabhiéngigkeit
recht solide entwicklungshemmende Sozial-
strukturen entwickelt?) — dies dndert nichts
an der Tatsache des ,zentralen Faktors"!%) und
an der Notwendigkeit, die nationale und in-
ternationale Entwicklungspolitik vorrangig
auf den jeweiligen ,zentralen Faktor® abzu-
stellen.

Aufgabe einer fundierten Entwicklungspolitik
wire es demnach hier, durch den Aufbau ei-
ner arbeitsteilig ausdifferenzierten Gesell-
schaft das Subsistenzniveau zu {iberwinden '),
die Produktivitit breiter Schichten der Bevél-
kerung zu erhéhen und so die Voraussetzun-
gen dafiir zu schaffen, daB die von auBen ein-
gepilanzte Infrastruktur irgendwann einmal
aus eigenen Kriften getragen werden kann.
Hier liegt im {ibrigen auch der Schliissel zur
Lésung des derzeitigen Hauptproblems der
Sahelldnder, der Nahrungsmittelknappheit,
da Projekte mit dieser Zielrichtung naturge-
méB in erster Linie im landlichen Raum an-
setzen wiirden.

Daran gemessen bietet die bisherige interna-
tionale Hilfe fiir die Sahelzone keine allzu

¥) So Friedrich List und dann Karl Marx; D. Seng-
haas spricht vom ,Kompetenzniveau".
9) Analysiert von H. Elsenhans, Abhéngiger Kapi-
talismus oder biirokratische Entwicklungsgesell-
schaft. Versuch iiber den Staat in der Dritten Welt,
Frankfurt/Main 1981.
") Analysen spezieller Entwicklungsproblemati-
ken, die von diesen reiiona]en Spezi%tkn absehen,
greifen in der Regel zu kurz. So kann man zwar die
E:genw&rti e Wirtschaftsmisere der einzelnen afri-
ischen der durchaus mit dem herkémmli-
chen wirtschaftswissenschaftlichen Instrumenta-
rium untersuchen; fiir diejenigen spezifischen Pro-
bleme aber, die allen afrikanischen Lindern — un-
abh;lﬁﬁiivon GréBe, Rohstoffausstattung und wirt-
sch -gesellschaftlicher Orientierung — ge-
meinsam sind (und etwa asiatische Entwicklungs-
lander mit vergleichbarem Gkonomischen Daten-
kranz nicht treffen), sollten spezifisch afrikanische
Griinde (und L&sungsmoglichkeiten) gesucht wer-
den. Hier liegt m. E. ein Defizit des Aufsatzes von P.
P. Waller, Die Wirtschaftskrise Schwarzafrikas und
Strategien zu ihrer Uberwindung, in: Europa-Ar-
chiv, (1984) 6, S. 187 1.
') Was natiirlich erst nach einer vollstindigen Be-
friedigung der Subsistenzbediirfnisse méglich ist!
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ermutigende Bilanz. Nicht auf der Férd

von Eigenproduktivitit lag das Schwerge.
wicht, sondern auf der Erleichterung des Zy.
gangs fiir Hilfe von auBen; nicht in breitge.
streute Nahrungsmittelproduktion, Viehzucht
und flankierende &kologische MaBnahmen
(zusammen 8 Prozent), sondern in fra
Bewdsserungsprojekte, in Nahrungsmittel.
hilfe und in den dazu komplementdren Aus.
bau der Infrastruktur (zusammen iiber 42 Pro-
zent) floB der GroBteil der Gelder (nach einer
Aufstellung des Zwischenstaatlichen Komi-
tees zum Kampf gegen die Diirre im Sahe] —
CILSS): ,Das einzige, was sich im Sahel seit
der letzten Diirre wirklich gebessert hat, ist
die Infrastruktur zur Verteilung von Hilfsgi.
tern."!2)

Der in den Sahelldndern gegebene Bedarf an
gesamtgesellschaftlich mobilisierender Ent
wicklungszusammenarbeit, die besonders die
lindlichen R&ume erfassen miiBte, kann
durch die Finanzielle und Technische Hilfe in
ihrer bisherigen Form wohl kaum gedeckt
werden:

— Finanzielle Hilfe, die bisher schon in ho-
hem Umfang eingesetzt wurde, orientierte
sich an den (meist ibereinstimmenden) Inter-
essen der beiden Vertragspartner, also der
Regierungen des Geber- und des Nehmerlan-.
des; sie bevorzugte die in sich abgeschlosse-
nen GroBbauvorhaben und die Massenliefe-
rungen von Nahrungsmitteln;

— Technische Hilfe bleibt iiblicherweise (und
so auch hier) auf die Lésung subsektoraler
technischer und organisatorischer Probleme
(Pflanzenschutz, Kraftfahrzeugreparatur, Aul
forstung .. .) fixiert und bekommt das Ensem-
ble, in das diese Aktivititen eingepaBt wer-
den miiBten, nicht ,in den Griff".

Beide Instrumente (bzw. die sie handhaben:
den Instanzen) streben ,vorzeigbare®, d. h. von
Funktioniren des Nehmer- und des Geber
landes bei bestimmten Gelegenheiten leicht
zu besichtigende, in der Uffentlichkeit ein-
fach darzustellende Ergebnisse an; sie tendie:
ren dazu, ,Projekterfolg” mit ,Entwicklungser
folg" zu verwechseln.

Im Prinzip sind sich Geber und Nehmer die-
ser Problematik bewuBt. Das Wort ,productk
vité", z. B. in Niger mehrfach Bestandteil von

1) Vgl ,Ein Land, das sich selbst zerstdrt" von A
Bénziger, in: Frankfurter Rundschau vom 12. M
1984; dort auch detaillierte Ausfihrungen {iber det
CILSS-Bericht.
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Projektbezeichnungen, zeugt von dem Bestre-
ben, auch die nicht-physischen Aspekte des
Entwicklungsprozesses und damit erweiterte
Zielgruppen, auch im ldndlichen Raum, einzu-
beziehen. Aber derartige Projekte enden hiu-
fig ebenso wie die Versuche der Franzosen
wihrend der Kolonialzeit, in Niger Baum-
wolle im groBen Stil anzubauen: die fiir das
Projekt ,zusammengefangene"'’) Bevolkerung

Es ist zundchst notig, dieses ,traditional Gege-
bene" kurz darzustellen. Ublicherweise wird
bei der Analyse kultureller Gegebenheiten in
Entwicklungslindern von der Unterschei-
dung zwischen .alten Hochkulturen" (arabi-
sche Welt, Indien, Ostasien...) und ,schriftlo-
sen Gesellschaften” (dem Forschungsgegen-
stand der Ethnologie) ausgegangen, und
Schwarzafrika wird dabei pauschal der zwei-
ten Kategorie zugeordnet. Tatsdchlich ist mit
dieser Unterscheidung eine sehr grundsitzli-
che Differenzierung in den Entwicklungsbe-
dingungen angesprochen !4). Die Frage ist nur,
obdie Etikettierung .Schwarzafrika = schrift-
los* im Fall der heutigen Sahelldnder sehr er-
kenntnis{drdernd ist.

Eine Analyse der kulturellen Landschaft von
Niger (oder Senegal) kann drei Elemente aus-
sondern, die sich auch als historische Schich-
ten darstellen lassen:

— das schwarzafrikanisch-animistische Ele-
ment

— den arabisch-islamischen EinfluB und

— die Verwestlichung durch den (franzsi-
schen) Kolonialismus.

Diese drei Elemente existieren nun nicht als
Segmente nebeneinander, etwa wie die vier
Nationalkulturen der Schweiz; sie sind viel-

———

") Soldaten und Polizisten werden ausgeschickt,
um Menschen zu fangen, s. G. Spittler, Herrschaft
I Bauern. Die Ausbreitung staatlicher Herr-
schaft und einer islamisch-urbanen Kultur in Gobir
(Niger) Frankfurt/Main—New York 1978, S.#60.
Aus der Sicht der lindlichen Bevdlkerung ist die
ihre t wenig mehr als der Ort, von gem aus
Ernteiiberschiisse ab. eschépft und arbeitsfa-
hige Dorfler ,zusammengefangen* werden: vor der
Kolonialzeit als Sklaven, unter franzésischem Re-
m Zwangsarbeiter, heute (u. a)fir ,Entwick-
jekte’, die von der Bevdlkerung als nicht in
ﬂﬁ'eml Interesse liegend betrachtet werden.
‘) Dazu mehr im folgenden. :
3 d

verweigert die Kooperation, und das Projekt
scheitert.

Ich méchte hier das Argument vertreten, daB
dieses Scheitern maBgeblich auf die Nichtbe-
achtung des traditional Gegebenen, anders
gesagt: auf mangelnde Einbeziehung der so-
zio-kulturellen Dimension in die Planung der
Entwicklungsaktivititen, zurtickzufiihren ist.

IL

mehr, {iber die gesamte nationale Bevélke-
rung (wenn auch ethnisch nicht véllig gleich-
gewichtig) verteilt, in zweifacher Weise hier-,
archisch geordnet:

1. in ihrer Zuordnung zur Schichtung der Ge-
sellschaft: die herrschenden Eliten, von der
Sozialwissenschaft ') als ,Staatsklasse” analy-
siert, von der abziehenden Kolonialmacht in
die Herrschaftspositionen eingesetzt und
durch Kommunikation mit westlichen (Geber-)
Regierungen in ihrer Stellung gestdrkt, ver-
kérpern das westlich-moderne Element, und

2. in ihrer Entwicklungsbedeutung (was in
diesem Zusammenhang in erster Linie inter-
essiert). Dieser Punkt soll niher ausgefiihrt
werden.

Wenn Entwicklungspolitik, Entwicklungszu-
sammenarbeit sozio-kulturell fundiert werden
soll (die Erfahrungen aus einigen Jahrzehnten
legen diese Forderung nahe), dann ist ein
grundlegender ,Paradigmenwechsel” nétig.
Stand bisher das Element ,Verwestlichung'
im Vordergrund, eventuell mit kosmetischen
Konzessionen an eine nicht ndher definierte
+Authentizitdt", so sind jetzt die vor-westli-
chen, von der Majoritdt der Bevolkerung als
.cigene Tradition" empfundenen Kulturkom-
ponenten fiir die Entwicklung zu erschliefien.
In unserem Fall ist also nach dem Entwick-
lungspotential der schwarzafrikanisch-animi-
stischen und dem der islamischen Kulturkom-
ponente zu fragen.

Es gehort zu den Grundiiberzeugungen der
modernen Ethnologie (wie iiberhaupt jedes

‘nach-imperialistischen Bildungsverstidndnis-

ses), daB alle Kulturen der Welt prinzipiell
gleichwertig sind. Diese abstrakte Feststel-
lung ldBt sich auf die konkrete Frage nach
ihrem Entwicklungspotential nicht iibertra-

%) Neuerdings besonders fundiert von H. Elsen-
hans (Anm. 9).
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gen: ohne weitschweifige theoretische Unter-
mauerung ist unmittelbar evident, daB die
diesbeziiglichen Unterschiede etwa zwischen
China und Uganda nicht in erster Linie in
LandesgroBe und Bevélkerungszahl zu su-
chen sind. Dieses Argument ist aufrechtzuer-
halten, auch wenn es seine Verfechter gele-
gentlich undifferenzierten Rassismus-Vor-
wiirfen auszusetzen pflegt; seine Nichtbeach-
tung ist wohl einer der Hauptgriinde fiir den
notorischen Mangel an Entwicklungserfolg in
Schwarzafrika.

Die Trennungslinie zwischen ,schriftloser”
und ,Hochkultur" verlduft in den Sahelldn-
dern in gewisser Weise innerhalb der Gesell-
schaft; sie scheidet die beiden Kulturkompo-
nenten, mit denen wir es hier zu tun haben,
die schwarzafrikanische und die islamische.

Selbst sehr engagierte europédische Afrikani-
sten finden, ebenso wie die Ideologen der
.neégritude” (z.B. Leopold Senghor), auf die
Frage, was nun eigentlich das spezifisch Afri-
kanische sei, kaum eine andere Antwort als
«Sinn fiir Farbe und Rhythmus" oder ,Zusam-
mengehdrigkeitsgefiihl’ ). Geht man davon
aus, daB das ,Massenkulturgut Sprache"!?) fiir
die kultfirelle Gesamtlage aussagekriftig ist,
so mag ein kurzer philologischer Exkurs auf-
schlufireich sein. Die schriftlosen Sprachen,
die ,per definitionem dem Formungs- und Ab-
straktionsprozeB der Hochkultur nicht unter-
worfen waren und nicht durch schriftliche Fi-
xierung und kontinuierlichen schriftlichen
Gebrauch standardisiert worden sind"'8), ha-
ben unter Modernisierungsdruck in der Regel
umfangreiche Anleihen gemacht. So sind bei
den verschiedensten Sprachen der Sahelzone
(Wolof, Peul, Haussa, Songhai . ..) die abstrak-
ten Segmente des Wortschatzes vorwiegend
arabischer Herkunft!?), und die verbreitetste

1) w..les valeurs de la civilisation négro-africaine:
don démotion et don de sympathie, don du rythme
et don de forme, don dimage et don du mythe,
esprit communautaire et démocratie® — so S.
Senghor, zitiert bei V. Monteil, Llslam noir. Une
ls'eggion a4 la conquéte de |'Afrique, Paris 1980,

1) M. Weber, Wirtschaft und Gesellschaft, Tiibin-
en 1972, S. 238.

U. Simson, Auswiirtige Kulturpolitik als Ent-
wicklungspolitik. Probleme der Kulturellen Kom-
munikation mit der Dritten Welt am Beispiel des
arabischen Raums, Meisenheim/Glan 1975, S. 38.
) Jes tranches' lexicales ou linfluence de larabe
se fait particuliérement sentir: vie religieuse ...
divisions du temps ... écrits et talismans, idées
morales, droit musulman, enseignement, lecture et
écriture, vétement et alimentation, vie administra-
tive, économique et militaire, vgl. V. Monteil
(Anm. 16), S. 307.
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Sprache Schwarzafrikas, das Haussa, verwen.

det arabische Bezeichnungen fiir die Zahlen
von zwanzig aufwirts. ,Arabisierung" war
jahrhundertelang fiir Schwarzafrikaner ein
Synonym fiir kulturelle Entwicklung?’), Die
arabisch-islamische Akkulturation, die in der
Sahelzone seit dem Mittelalter stattfindet, er-
offnet heute, nach der Diskreditierung des
westlich-assimilatorischen Entwicklungswe.
ges, ebenso wie schon in vorkolonialer Zeit
die entscheidenden Entwicklungsperspekti-
ven: den Schritt von der Schriftlosigkeit ?!) zur
Schriftkultur, von der Subsistenzwirtschaft zu
Arbeitsteilung und Markt, von der Primir-
gruppe zum groBeren sozialen Bezugsrah.
men??). In den islamischen Herrschaftsver-
bidnden der Sahelzone im 19. Jahrhundert war
die Herrschaft (im Vergleich zur vorislami-
schen) flexibler, vertrug, ja beschleunigte gré-
Bere gesellschaftliche Differenzierung und
Arbeitsteilung und war gleichzeitig durch die
im Islam festgeschriebenen Prinzipien der
Staatsfiihrung zu gréBerer, personenunabhén-
giger Kontinuitét fahig"??).

Der relative Vorteil der Hochkultur im Ver-
gleich zur schriftlosen liegt unter Modernisie-
rungsgesichtspunkten in der Tatsache be-

griindet, daB sie ,prinzipiell allen kulturellen

Elementen” (des Westens) ,eigene Entspre-
chungen entgegenzusetzen hat"?%). Soll Me-
dernisierung unter Ankniipfung an die eigene
Tradition betrieben werden, so liegt das rela-
tiv hohe Modernisierungspotential der Hoch:
kultur darin, daB (mit den Worten Riegels®)
ausgedriickt) ,dieser hochkulturelle Tradi
tionsbestand sich aus so vielen orthodoxen
und heterodoxen philosophischen, religiosen
und intellektuellen Lehrmeinungen, Schulen

2y V, Monteil (Anm. 16), S.309. Schon in den (bel
aller Zeitbedingtheit) heute klassischen ,Islamstt-
dien” von C. H. Becker wird der kulturelle

und der kolonisatorische Erfolg" der arabisch:
mischen Welt in Schwarzafrika auf breitem Raum
abgehandelt. f
1) Die Gesellschaften der Sahelzone waren in den
vergangenen Jahrhunderten ebenso wenig baw.
nur in der selben Sichtweise schriftlos wie etwa die
mitteleuropdische Gesellschaft der Karol '
bei der das Lateinische die selbe Funktion hatie
wie hier das Arabische. Zur Bedeutun% der Einfiik-
rung der Schrift in ein vorher schriftloses Miliet
die Stimme eines afrikanischen Historikers: J.
Zerbo, Die Geschichte Schwarz-Alfrikas, Fr.

Main 1981, S. 436 und S. 675.

) Fiir Niger zeichnet G. Spittler (Anm. 13) diest
Entwicklung nach.

) F. Nuscheler/K. Ziemer, Politische Herrschaft it
Schwarzafrika. Geschichte und Gegenwart, Mis*
chen 1980, S. 28.

) U, Simson (Anm. 18), S. 34.

) K--G. Riegel (Anm. 1), S. 84.
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und Sinnkomplexen zusammensetzt, daB die
modernisierende, reformierende und revolu-
tionierende Entwicklungsintelligenz immer
jene traditionalen Bestdtigungen und Erfiil-
lungen finden kann, von denen sie glaubt, daB
sie eine traditionswiirdige Dignitit aufweisen,
die modernisierungsdienlich sein kénnte."

Der ProzeB der Islamisierung ist in Lindern
wie denen der Sahelzone grioftenteils gewalt-
frei verlaufen. Er reicht bis tief ins Mittelalter
guriick, hat aber in den letzten Jahrzehnten,
also nogh wihrend und dann nach der Kolo-
nialzeit %), rapide Fortschritte gemacht: ,Was
vorher eine stddtische Religion fiir Adel,
Héndler und Handwerker war, ist jetzt auch
von der Mehrzahl der Bauern {ibernommen
worden.”?”) Heute ist dieser ProzeB so gut wie
chlossen: ,Niger ist ein islamisches
Land."?) Als Relikt des Kolonialismus besteht
noch eine christliche Gemeinde (deren Mit-
gliederzahl von Spittler ) auf ,unter 1 000" an-
gesetzt wird); die Animisten, die noch in der
Zwischenkriegszeit etwa die Hilfte der Be-
vilkerung Nigers®’) ausgemacht hatten, sind
auf einen verschwindenden Rest reduziert,
dessen quasi selbstverstédndliche Islamisie-
rung von der noch im Land tédtigen christli-
chen Mission nicht mehr ernsthaft in Frage
gestellt wird. Die Identitdt etwa der Bevélke-
rung Nigers ist gegenwirtig eine ,schwarz-
islamische"; ,die kulturelle Eigenart der auto-
chthonen Haussa-Bevdlkerung ist heute nur
noch an wenigen Stellen zu beobachten”3!).

Erstaunlicherweise bestehen im Westen ge-
geniiber diesem Sachverhalt massive Wahr-
nehmungsbarrieren. So klammern z. B. unsere
bundesgeférderten regionalen Forschungsin-
stitute die Region weitgehend, ihren islami-
schen Charakter aber fast vollstindig aus:
Das Interesse des Deutschen Orient-Instituts
endet (wohl legitimerweise) an der Siidgrenze
des arabischen Sprachraums, und auch das In-
stitut fiir Afrikakunde fiihlt sich fiir diesen
Teil der islamischen Welt nicht so recht zu-
stindig. Dies gilt nicht nur fiir die bundes-
deutsche Wissenschaft, sondern, trotz seiner
kolonialen Vergangenheit in der Region, auch
étwa fiir Frankreich. ,Dans ce domaine, il re-

e .
) D.h. in der Epoche eines verstirkten Moderni-
ﬁ;rqu‘n irv.lk';:rlrhx;! T
o opittler (Anm. 13), S. 103,
) Ders, S, 23.[ S
+) Ders, 5. 23,
:1 Niger wird hier immer wieder als Beispiel her-
nBEIoﬁen, weil wir iiber dieses Land die grundle-

ntersuchung von G. Spittler haben,
) G. Spittler (Anm.gl 3), S. lOl.p
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ste’ énormément a faire. Il y a trop peu
dafricanistes arabisants’, klagt Vincent Mon-
teil, die etiropdische Autoritdt fiir das Gebiet
des .islam noir"*?). Der Reisende, der die Sa-
hellinder besucht, nimmt in der Regel die
Kathedrale in der Hauptstadt wahr, hat aber
keine Gelegenheit, ihre Besucherfrequenz
mit der der zahlreichen gréBeren und kleine-
ren Moscheen, die keineswegs alle durch Pe-
tro-Dollars finanziert worden sind, zu ver-
gleichen. In der Presse werden zwar Marokko
und Pakistan als ,islamische’, Niger oder Se-
negal aber als ,islamisierte” Linder bezeich-
net — was etwa eben so sinnvoll ist, als ob
man Polen (im Gegensatz zum christlichen
Frankreich) ,christianisiert” nennen wiirde.

Eine dhnliche Wahrnehmungssperre besteht
hinsichtlich der Griinde fiir den Erfolg des
Islam in der Sahelzone, der sich eben typi-
scherweise nicht im Verfolg kriegerischer Ex-
pansion, sondern kraft kultureller Uberlegen-
heit durchgesetzt hat, liber Héndler und
Schrift-/Religionsgelehrte (bisweilen in Per-
sonalunion). Beim Christentum, das durch den
franzésischen Kolonialismus importiert wur-
de, war es bekanntlich umgekehrt. Vincent
Monteil, der in seinem Standardwerk L' islam
noir“*) der Frage nachgeht, nennt eine Reihe
von Griinden ), die sich dahingehend zusam-
menfassen lassen, daB der Islam der eigenen,
animistischen Tradition gegeniiber als héhere
Entwicklungsstufe, gleichzeitig mit dieser
Tradition weitgehend vereinbar (Polygamie),
gegeniiber dem (kulturellen) Angriff des Ok-
zidents aber als ,eigenes”, afrikanisches Kul-
turelement (lange einheimische Geschichte,
kein Rassismus) betrachtet wird.

Seine Lebenskraft zeigt der afrikanische Is-
lam, der seine Anhidnger schon in héherem
MaBe als andere Afrikaner zur Auseinander-
setzung mit der kolonialen Herausforderung
befihigt hatte?), heute auf dem Gebiet der
wirtschaftlichen und gesellschaftlichen Ent-
wicklung. Widhrend die Projekte westlicher
Geberlinder (die zusammen mit der nationa-
len Regierung gefunden und durchgefiihrt
werden) nicht ,greifen" — abgesehen davon,

#) V. Monteil (Anm. 16), S. 21.

) Vgl. Anm. 16.

H) S, 761L.

) .The brotherhoods offered to the Senegalese an
order of life that was more able to adjust to the new
influences of the French and the insecurity they
produced”. Vgl. L. E. Creevey, Religion and Moder-
nization in Senegal, in: J. L. Esposito (Hrsg)), Islam
and Development. Religion and Sociopolitical
Change, Syracuse 1980, S. 207 f, hier S. 211,
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daB sie in jedem Fall nur einen verschwin-
dend kleinen Bruchteil der ca. 10 000 Dérfer
erfassen, aus denen sich ein durchschnittli-
ches Sahelland zusammensetzt¥)—, findet
hier, von der westlichen Uffentlichkeit fast
unbemerkt, Mobilisierung und Entfaltung von
Produktivitdt auf breiter Front statt. Hier wird
— ohne zentrale Planungsinstanzl — durch-
gefiihrt, was westliche entwicklungspolitische
Instanzen nicht einmal planen kénnen. Schon
quantitativ stellen etwa die mehreren Hun-
derttausende von Menschen, die im Senegal
von wirtschaftlich aktiven islamischen Orden
erfaBt werden *’), eine GréBenordnung dar, die
von exogener Entwicklungszusammenarbeit
auch bei Vervielfachung der heute eingesetz-
ten Mittel nicht erreicht werden kann. Was
aber entscheidend ist: Wéhrend westliche
Projektplanung erst allméhlich die Lehren aus
dem Scheitern monosektoraler Ansétze

1L

Welche entwicklungspolitischen Folgerungen
ergeben sich aus diesen Erkenntnissen, die
zweifellos noch vertieft und systematisiert
werden miissen, fiir ein westliches Geberland
wie die Bundesrepublik Deutschland?

Es sind im Prinzip drei Arten der Reaktion
von unserer Seite moglich:

1. Wir bauen, unter Einsatz von finanziellen
und personellen Mitteln in einem Umfang,
der méglicherweise die Widerstinde des Mi-
lieus {iberwindet, Gegenpositionen auf, d. h.
wir férdern beispielsweise ;moderne" Genos-
senschaften gezielt gegen .slamische”. Die
langerfristigen Erfolgsaussichten wéiren dabei
(wenn man der in diesem Aufsatz gefiihrten
Argumentation folgt) gering; auch miifite der
Anspruch einer sozio-kulturell abgesicherten
(und diberhaupt einer zielgruppenorientierten)
Entwicklungspolitik aufgegeben werden.

2. Wir ignorieren das Gegebene. Dies ist das
sicherste Mittel, jeden Entwicklungserfolg
von vorn herein unméglich zu machen.

%) Die entwicklungspolitische Terminologie unter-
scheidet in diesem Sinn zwischen Zielbevilkerung,
also demjenigen Teil der nationalen Bevdlkerung,
dem die ebnisse einer entwicklungspolitischen
MaBnahme bei optimaler Diffusion zugute kommen
kénnen, und Zielgruppe, auf die sich z. B. ein Pro-
].ekl direkt richtet.

) Vgl. Anm. 35; Virtually all the Muslims belong
to a brotherhood".
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(Pflanzenschutz, Hygiene, Kraftfahrzeugrepa.
ratur usw) zu ziehen beginnt, ist der hier
praktizierte Ansatz seit jeher (in unserer ent.
wicklungspolitischen Terminologie a
driickt:) .integriert: Wirtschaftliche Betiti.
gung ist mit Bildung, Sport, Hygiene, Verbes.
serung der Wohnsituation und, ganz allge. |
mein gesprochen, Rationalisierung der Le.
bensfiihrung verbunden ). Eine kritische Bi.
lanz unserer entwicklungspolitischen Bemi.
hungen in diesem Raum hat die Erkenntnis
zu verarbeiten, daB sehr vieles, was an west.
lich inspirierter Organisation nicht funktio-
niert, eine enorme Leistungsfdhigkeit entfal.
tet, sobald es auf islamischer Grundlage be.
trieben wird?). Dies gilt z. B. fiir genossen.
schaftliche Zusammenschliisse aller Art, in
denen wohl ein méglicher Schliissel zu der so
dringend notwendigen Entwicklung der lind-
lichen Riume zu sehen ist%).

Unsere bisherige Haltung kann, wie sich an:
hand von Projektfindung und -planung bele-
gen l4Bt, als Mischtyp zwischen diesen beiden
genannten Orientierungen bezeichnet wer
den, wobei Element 1 mehr die Interessen det
jeweiligen Partnerregierung, Element 2 mehr
unseren eigenen Informationsstand relﬂek-
tiert.

Perspektiven fiir eine erfolgreichere Entwick-
lungspolitik erdffnet die

3. Option: Wir anerkennen das Gegebene')
als real und notwendig und nehmen es al
Ausgangspunkt unserer Planungen.

¥) Vgl V. Monteil (Anm. 16), S. 3681f.

) Beispiele dafiir bei V. Monteil (Anm. 16), S. 141
S. 178, S. 180 und anderenorts.

4 Dazu auch H.-D. Seibel, Das Entwicklungspoten:
tial autochthoner _Selbsthilfeorganisationen in
lindlichen Bereich. Ein Fallbeispiel aus Nigeria, i
Internationales Afrikaforum, (1984) 1, S.65(, %o

, der sehr unterschiedliche Erfolg des von der

rung und von auBen geférderten ,modernen’
nossenschaftswesens und der autochthonen (in die
sem Fall allerdings, der nigerianischen Religion®
verteilung entsprechend, nicht ausschlieBlic isle
mischen) Organisationsformen nachgezeichn!
wird.
#) Anhand eines Beispiels aus dem Erziehungssek
tor soll angedeutet werden, worum es si
konkret handelt und welche lmiliknﬁonen einé
+Anerkennung des Gegebenen" hitte: Wihrent
sich in den meisten Sahelldndern die nationale f¢
ierung ohne groBen Erfolg bemiiht, das difentlich
moderne’) Schulwesen im lindlichen Raum ausz¥
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Diese Option wiirde bedeuten, daB schwarz-
islamische Werte und Normen fiir unsere
Entwicklungspolitik positive Bedeutung ge-
winnen. Da nun aber Werte und Normen in-
nerhalb einer Gesellschaft nicht sozusagen in
gleichméBiger Verdiinnung verteilt sind, son-
dern von bestimmten Instanzen dieser Gesell-
schaft verwaltet, interpretiert und zugeteilt
werden, besteht die praktische Aufgabe einer
sozio-kulturell fundierten Entwicklungszu-
sammenarbeit darin, die Kooperation mit
eben diesen Instanzen zu suchen,

Gegen eine derartige Kooperation etwa mit
islamischen Ordensfiihrern sind auf westli-
cher Seite Vorbehalte verschiedener Art
denkbar,

Finmal kann argumentiert werden, fiir die
eindeutig sikulare Aufgabe ,Entwicklung” sei
eine religitse Instanz nicht der richtige Coun-
terpart. Dieses Argument geht an einem
Grundzug des Islam vorbei, der sich (fiir einen
Westeuropder) am besten anhand eines histo-
rischen Vergleichs mit dem Christentum er-
kliren 1aBt. Die Begriinder des Christentums
muBten ihre ,Nische" in einem Weltreich fin-
den, das zu dieser Zeit auf der Héhe seiner
Macht stand; sie fanden eine politisch und
wirtschaftlich fest gefiigte Welt vor, deren
universalistischem kulturellen Anspruch sie
ausschlieBlich auf dem Gebiet der Religion
(im Jinnerlichsten" Sinn) Eigenes entgegenzu-
setzen hatten. Verglichen damit war das Mi-
liey, in dem der Prophet Mohammed seine
Gemeinde begriindete, ein politisches Vaku-
um. Die Regelung der weltlichen Angelegen-
heiten dieser Gemeinde war daher von den
Jenseitigen” Aspekten der islamischen Reli-
gion nicht zu trennen. Der Islam hat folge-
richtig in den Jahrhunderten seither in einem
‘neu erschlossenen Milieu meist auch sozial-
reformerisch gewirkt.

Aber selbst davon abgesehen: fiir Entwick-
i"lllg!i])rojektee der christlichen Kirchen wur-
den in der Bundesrepublik seit jeher erhebli-
che dffentliche Mittel eingesetzt (1984 z.B.
19 Millionen DM), und ein senegalesischer

sollte erst nach ernsthafter Priifung fiir

——

?;Bﬂ' funktioniert eben dort ein flichendeckendes

ranschulwesen’, das von der (dérilichen) Ge-

?mﬁilfscha]t selbst getragen wird. Dazu auch Spittler

13), 8. 110. Die Aufgabe einer sozio-kulturell

en Entwicklungspolitik bestiinde im ,up-

g, di_eser lt}nlgtianierenden Institution, etwa

Weise, wie in der Neuzeit die religiosen

\sbildungsstétten in der arabischen Welt (z. B. Al-

m‘mfl{airo} ihre Curricula um moderne Natur-
nschaften erweitert haben.
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weniger forderungswiirdig befunden werden
als etwa ein philippinischer Bischof.

Und schlieBlich ist zwar nicht zu bestreiten,
daB ,Entwicklung" in Europa mit Sidkularisie-
rung parallel lief; in Japan war dies aber —
nach dem einhelligen Urteil aller Japan-Ken-
ner — keineswegs der Fall. Hier handelte es
sich offenbar um eine ,sakral legitimierte und
daher auch durchsetzungsfihige, die Masse
der Bevélkerung erfassende Innovationsbe-
reitschaft'4?), die durch den modernisierenden
Staat bewuBt gesteuert wurde.

Befiirchtungen westlicher Beobachter kénn-
ten auch dahin gehen, durch Férderung isla-
mischer  Institutionen  kénnte  einem
«schwarzen Khomeiny" zur Macht verholfen
werden,

Dies wirft zwei Fragen auf:

1. Ist in den Lindern der Sahelzone mit ei-
nem Wechsel des politischen Systems zu
rechnen?

2. Wenn ja: geht dieser Wechsel in Richtung
Jslamisierung?

Zweifellos beruht die relative Stabilitit des
nachkolonialen politischen Systems (nicht
seiner personalen Reprisentanz) in den Staa-
ten der Sahelzone nicht auf massenhafter Zu-
stimmung politisch partizipierender Staats-
biirger. Hartmut Elsenhans hat seine Analyse
der ,biirokratischen Entwicklungsgesell-
schaft"43) gerade auch mit den politischen und
wirtschaftlichen Gegebenheiten der Sahel-
zone empirisch fundiert; und fiir Niger hat
Gerd Spittler4Y) gezeigt, wie ,Herrschaft iiber
Bauern" ohne wirksame politische Partizipa-
tion aufrechterhalten wird #9). Eine Bedrohung
des gegenwirtigen ,Staatsklassen"-Systems
wiirde sich ergeben, wenn von hinreichend
artikulierungsfdhigen Exponenten der bisher
Beherrschten das Problem der Legitimitédt der
politischen Herrschaft thematisiert wiirde.

*’) So die Formulierung von K.-G. Riegel (Anm. 1),
S.76; zum Fall Japan neuerdings G. Trommsdorff,
Value Change in Japan, in: International Journal of
Intercultural Relations, (1983) 7, S. 337—360. In ei-
nen breiteren Rahmen gestellt und vergleichend
zur Entwicklung im islamischen Raum s. R. E. Ward
und D. A. Rustow (Hrsg.), Political Modernization in
Japan und Turkey, Princeton 1964.

4% 'S, Anm. 9.

) S. Anm. 13.

#) ,Der nachkoloniale Staat blieb, ... was er in der
Kolonialzeit war: ein Herrschaftsapparat, der den
Produzenten (Bauern) die Mittel fiir seine eigene
Erhaltung und Erweiterung abpreBt’, — vgl. F. Nu-
scheler/K. Ziemer (Anm. 23), S. 127.
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In seiner weithin rezipierten Typologie legiti-
mer Herrschaft unterscheidet Max Weber %)
die rationale, die traditionale und die charis-
matische Legitimationsart. Wie bei den heute
entwickelten Lidndern, so ist auch bei den
Entwicklungsldndern von einem urspriingli-
chen Zustand der traditionalen Legitimierung
politischer Herrschaft auszugehen’). Der
weitere Verlauf zeigt aber sehr verschiedene
Muster: im Okzident die schrittweise Ent-
wicklung zur ,rationalen” Herrschaft aufgrund
interner Faktoren — in ,riickstdndigen” Ge-
sellschaften die Bindung der Legitimitdt an
die ,Entwicklungsleistung’ des Regimes: ent-
scheidend wird, wie die Herrschenden auf
den von den Industrieldindern ausgehenden
Entwicklungsdruck reagieren. Unterschiede
in der Herrschaftslegitimierung beruhen seit-
her auf unterschiedlichen ideologischen Posi-
tionen zur entwickelten Bezugsgesellschaft
(der ,modernen Welt"). Der historische Wech-
sel zwischen den Legitimierungstypen erfolgt
jedesmal dann, wenn einem Modell der Legi-
timation von maBgeblichen, hinreichend arti-
kulierungs- und konfliktfihigen Gruppen/
Schichten/Klassen der Bevélkerung die Ent-
wicklungsperspektive abgesprochen wird. So
folgte im ,Orient”, der mit diesen Problemen
viele Jahrzehnte frither konfrontiert war als
Schwarzalrika, auf den Zusammenbruch der
traditionalen Legitimation die assimilatori-
sche %), die auf bedingungsloser Nachahmung
der Ziele und Formen westlicher Entwicklung
beruhte; das soziale Scheitern dieses Ent-
wicklungsweges fithrt zu einem ,authentizisti-
schen" Programm, das Eigenstdndigkeit und
gesamtgesellschaftliche Entwicklungsleistun-
gen zu vereinen beansprucht. Hierbei sind
prinzipiell zwei Varianten denkbar: eine laizi-
stische, die sich (z. B. als ,wissenschaftlicher
Sozialismus®) rational legitimiert, und eine re-
vivalistische, die ihre Legitimitit aus dem
Riickgriff auf die Tradition gewinnt. Beide
enthalten natiirlich starke charismatische
Elemente. Die zweite Variante, die an iiber-
kommene Denkmuster ankniipfen kann, ist
zur Zeit die weltweit historisch erfolgreiche-
re.

Folgt man der hier vorgetragenen Argumen-
tation, dann kodnnte bei einer nachhaltigen
Diskreditierung des derzeitigen, westlich-mo-

4) Vgl. M. Weber (Anm. 17), S. 124.

47) Dazu und zum folgenden: U. Simson, Der Islam:
ein Trdger politischer Ideen? in: Schweizerische
Zeitschrift fiir Soziologie, 3 (1983), S. 677 ff.

%) Vgl. U. Simson (Anm. 18), Kapitel ,Stadien der
Reaktion ...
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dern legitimierten*’) Regierungs- und Ent.
wicklungsmodells in der Sahelzone tatséch.
lich ein islamisches Gegenmodell auf der Ta.
gesordnung stehen. Spittler®) sagt {iber die
Reprisentanten des Islam in Niger, sie stiin-
den ,in Distanz zu diesem Staat, aber sie ver.
breiten kein oppositionelles Legitimitdtsmo.
dell. Im Kontext der islamischen Tradition in
Westafrika sind sie aber potentiell dazu in
der Lage, und sie werden von den Vertretern
der Staatsgewalt daher auch mit MiBtrauen
betrachtet'5!). Und Jamil Abu-Nasr, vielleicht
der beste deutsche Kenner des schwarzafrika-
nischen Islam, stellt fest, daB ,die schwarz
afrikanischen Muslime nicht mehr bereit
sind, die Marginalitit des Islams im politi-
schen Leben weiterhin zu dulden. Auf der po.
litischen Szene mehrerer afrikanischer Lan.
der sind muslimische Fiihrer und Gruppie
rungen erschienen, die sich fiir die Wiederbe-
lebung des Islams im gesellschaftlichen Le-
ben einsetzen"5?). Dies bedeutet natfrlich
nicht, daB ein Umschwung unter islamischen
Vorzeichen unmittelbar bevorsteht; es trigt
aber zweifellos zur Schaffung der Vorausset-
zungen dafiir bei.

Wer Entwicklungszusammenarbeit als subsi-
didr zu den Eigenentwicklungen des Nehmer.
landes versteht, wird sich der Erkenntnis
nicht verschlieBen k&nnen, daB unser not-
wendigerweise peripherer Eingriff einen an-
stehenden Legitimitdtswechsel (z. B. unter is
lamischen Vorzeichen) weder herbeifiihren
noch verhindern kann. Den Befiirchtungen
die sich im Schlagwort vom ,schwarzen Kho
meiny” kristallisieren, mufi auBerdem entge

%) G. Spittler (Anm. 13), S. 133, bel den nicht-
islamischen (d. h. ,christlichen®) Charakter des Stas
tes Niger mit der Tatsache, daf dort, obwohl der
Anteil der Christen an der Bevélkerung weniger
als 1 % betriigt, von den 13 gesetzlichen Fei
6 christlich und nur 3 islamisch sind (Stand 197
“) G. Spittler (Anm. 13), S. 20. .
51) G. Spittler (Anm. 13), S. 134, iiber das oppositic
nelle Potential der ;,malam” (= islamische
ten im Sahel): 1. Das Domestikationssystem ist nuf
so lange stabil, als kein Gegenmodell einer legith
men Herrschaft propagiert wird. Die malam
tentiell in der e, ein solches zu entwickeln.2
ie malam sind nicht hierarchisiert, verstreut, m>
bil und daher fiir den Staat nicht kontrollierbar,d
Es gibt sie in jedem Dorf. 4. Sie sind arm wie d
Bauern und daher glaubwiirdig.* Spittler fiigt hintl
(a.a. Q) daB die monatlichen Berichte der
schen ,Arrondissements” eine spezielle Rul
lam" enthalten. Das Buch ist vor 1979 geschriebes!
) J. M. Abun-Nasr, Die Stellung des Islams
des islamischen Rechts in ausgewdhlten Staaten=
Afrika: ein Uberblick, in: W. Ende und U. Ste
(Hrsg), Der Islam in der Gegenwart, Miinchen 1984
S. 38411, hier 8. 384.

%
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gengehalten werden, daB sich die von einer
peu installierten ,islamischen” Regierung ver-
folgte Politik nicht an irgendwelchen ,heili-
Schriften”, sondern ausschlieBlich an den
(in einer bestimmten Weise interpretierten)
Erfordernissen der historischen Situation
orientieren wird %), Fiir den Bereich der Au-
fenbeziehungen wird dabei mit ausschlagge-
bend sein, wie der jeweilige Partner sich zu
den Zielen der neuen Machthaber verhdlt —
und: wie er sich dazu vor der Machtiiber-
~nahme verhalten hat.

Damit ist aber das grundlegende Dilemma ei-
ner sozio-kulturell fundierten (westlichen)
Entwicklungspolitik angesprochen: Sie ist po-
litisch nicht neutral. Im Falle der Sahellédnder
wire sie eine Option gegen die Legitimations-
grundlage der gegenwdrtigen Regierungen.
Da diese den Zugang auswidrtiger Stellen zu
den innergesellschaftlichen Kriften regeln,
ergeben sich fiir unsere Entwicklungszusam-
menarbeit schwer lésbare Probleme einer
Kontaktaufnahme mit den legitimen Expo-
nenten der Bevilkerungsmehrheit. Es handelt
sich um dieselben Probleme, die den Verfech-
tern des ,basic needs"-Ansatzes das Leben so
schwer machen.

Eine (wenigstens partielle, aber damit schon

politisch interessante) L&sungsmoglichkeit
zeichnet sich nur dort ab, wo Regierungen in
ihrem Streben nach Herrschaftssicherung an-
gesichts der immer gegebenen Alternative %)
zwischen repressiver Gewalt und legitima-
tionsférdernder Partizipation mehr auf das
zweite setzen, und sei es nur, um die Kosten
fir den Repressionsapparat zu begrenzen.
Partizipation der Zielgruppen gehort zu den
erklirten Pramissen unserer Entwicklungszu-
sammenarbeit, und eine unter diesem Ge-
sichtspunkt vorgenommene Bewertung der
einzelnen nationalen Entwicklungspolitiken
mifte zu eindeutigen Ergebnissen hinsicht-
lich ihrer relativen Férderungswiirdigkeit
kommen. Zur Zeit scheint in der Fithrungs-
schicht der Republik Niger das BewuBtsein zu
wachsen, daB es der dort bisher betriebenen
Entwicklungspolitik an der notigen Breiten-
wirkung fehlt; eine zur Behebung dieses Defi-
Zits von der Staatsfiihrung ins Leben gerufene
Société de developpement” erdlinet mégli-

———

") Dieser Gedanke ist naher ausgefiihrt bei U. Sim-
son (Anm, 47),

zﬂiese Alternative ist durchgehendes Thema in
h‘:;’hn (Anm, 9) angefithrten Werk von H. Elsen-
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cherweise gréBere Partizipationschancen fiir
die Majoritdt der Bevdlkerung und damit fiir
das islamisch fundierte Entwicklungspoten-
tial.

Eine Regierung, die dieses Potential er-
schlieBt, kénnte von westlichen Gebern ,be-
lohnt" werden%). Fiir eine derartige Beloh-
nung (= Verstirkung der Zusammenarbeit).
spricht neben den sozialen Primissen der
deutschen Entwicklungspolitik vor allem die
dann zu erwartende gréBere Effizienz von
Projekten und Programmen %). Dies ist aller-
dings nur méglich, wenn spezifisch entwick-
lungspolitischen Gesichtspunkten gegeniiber
anderen, auch in der Bundesregierung vertre-
tenen, der Vorrang eingerdumt wiirde. Die
Verfolgung unserer langfristigen Interessen
sollte nicht durch eine kurzfristige Bindung
an Regierungen bestimmt werden, deren ein-
ziger Vorzug darin besteht, daB sie zur Zeit an
der Macht sind.

Als erster praktischer Schritt wire ein Abge-
hen von der vorab festgesetzten und erst in
einem zweiten Schritt mit Projekten gefiillten
.Ldnderquote” denkbar. Dann kénnte ein ziel-
gerichteter Politikdialog begonnen werden.
Die Aufgabe, bei der Durchfiihrung von Pro-
jekten und Programmen von den Vorstellun-
gen der betroffenen Bevilkerung auszugehen,
wird dadurch erleichtert, daB praktische Er-
fahrungen im islamischen Raum %?) ebenso zur
Verfiigung stehen wie das notwendige Pla-
nungsinstrumentarium ),

%) Daneben bietet natiirlich die nicht-staatliche bi-
laterale Zusammenarbeit (kurziristig eventuell
leichtere) Einstiermﬁchhkeiten.

“) Die groBen Effizienzverluste durch Mangel an
Legitimitit der politischen Herrschaft (in Niger)
werden von G. Spittler (Anm. 13) besonders schla-
gend dargestellt.

1) Vgl A. El Naggar, Zinslose Sparkassen. Ein Ent-
wicklungsprojekt im Nildelta, Kéln 1982°. Hier wird
der Werdegang des Projekts und sein Scheitern
durch die Intervention der Regierung weniger de-
tailliert dargestellt als in der ersten Auflage. Wich-
tig ist aber allein der Ansatz dieses originellen und
erfolgreichen sozio-kulturell fundierten Entwick-
lungsprojekts. S. auch W. Hohmeyer, Fellachen als
Sparer, Koln 1969 (Diss.).

") Basierend auf einem Forschungsauftrag des
Bundesministeriums fiir wirtschaftliche Zusam-
menarbeit: K. M. Fischer, Landliche Entwicklung.
Ein Leitfaden zur Konzeption, Planung und Durch-
fiihrung armutsorientierter Entwicklungsprojekte,
Bonn {%MZ} 1980; neuerdings S. Schénherr, Ar-
mutsorientierte Entwicklungspolitik. Ansatzpunkte
zur Verbindung von Wachstum und Armutsredu-
zierung durch Férderung kleinbduerlicher Ziel-
gruppen, Niirnberg 1981 (Habil-Schrift).
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Mir A.Ferdowsi: Der iranisch-irakische Krieg. Ursachen, Verlauf und die
Aussichten fiir eine Beendigung v

Aus Politik und Zeitgeschichte, B 42/84, S. 3—15

Am 23. September 1984 trat wohl der lingste und opferreichste Krieg zwischen zwei Staa-
ten der Dritten Welt in sein 5. Jahr — und noch immer ist ein Ende der Feindseligkeiten
nicht in Sicht.

Wihrend der vergangenen vier Jahre konnte weder der Irak den Iran militirisch {iberwil-
tigen, noch gelang es dem Iran, seine seit dem Friihjahr 1982 errungenen Erfolge in eine
entscheidende militdrische Aktion umzumiinzen. Diese aus dem ,Gleichgewicht der Ohn-
macht” resultierende militdrische Pattstellung, aber auch die ambivalenten Interessen im
regionalen Umfeld lassen ebenso wie die sehr geringen EinfluBméglichkeiten der Super-
machte, denen weder an einem Sieg der einen noch der anderen Seite gelegen ist,
befiirchten, daB sich der Konflikt als ,Grabenkrieg" noch auf Jahre hin fortsetzen kann, da
der Iran bislang jeden Vermittlungsversuch strikt abgelehnt hat. Ob die seit kurzem zu
beobachtenden diplomatischen Aktivititen des Irans, vor allem gegeniiber den Golfstaa-
ten, sowie die &ffentlich abgegebenen Erkldrungen seiner Fiihrung, den Krieg auch ,diplo-
matisch" 16sen zu wollen, zu einer Beendigung des Krieges beitragen, mu% abgewartet
werden. Es gibt gegenwirtig durchaus AnlaB zu einer optimistischen Sicht.

Javad Kooroshy: Islamische Wirtschaftsordnung im Iran? Eine kritische Zwi-
schenbilanz

Aus Politik und Zeitgeschichte, B 42/84, S. 16—27.

Die Fiihrung des Irans hat fiinf Jahre nach der Regierungsiibernahme noch immer kein
geschlossenes 6konomisches Konzept fiir die winszgla!t]i e Entwicklung des Landes aus-
arbeiten kénnen. Der versprochene Riickgang der Importe und die Verminderung der
Abhéngigkeit der Wirtschaft von den Erdéleinnahmen sind unterblieben. Eher ist das
Gegenteil der Fall: das Importvolumen des Landes betrigt zur Zeit 23 Mrd. US-$ im Jahr
(1978, im Jahr vor der Revolution, waren es 14,6 Mrd. Us-g Die technologische Abhéngig-
keit der Industrie vom Ausland hat sich weiter verstirkt. Nach Angaben des Industriemi-
nisters ist die iranische Industrie zu 95% auf die Einfuhr von Maschinen und Ersatzteilen
sowie zu 75% auf die Einfuhr von Rohstoffen und Vorprodukten aus dem Ausland ange-
wiesen, Die staatlichen Eingriffe in die Wirtschaft haben sich im Vergleich zu der Zeit vor
der Revolution erheblich verstirkt. Der industrielle Teil des Privatsektors hat infolge der
politischen Umwilzungen der letzten Jahre an Bedeutung verloren, und die Investitionen
sind zuriickgegangen. Demgegeniiber haben die Bazaries und die Kaufleute einen bedeu-
tenden Platz in der Wirtschalgt und der Politik des Landes eingenommen.

Die derzeitige Wirtschaftspolitik der ,Islamischen Republik” besitzt wesentliche Elemente
der Politik c?es fritheren Regimes, mit dem Unterschied, daB die jetzige Staatsfithrung des
Irans diese ,im islamischen Gewand" zu prisentieren versucht.

Die iranische Fithrung und vor allem die Geistlichkeit haben ihre Popularitéit weitgehend
verspielt. Die Verschlechterung der Lebens- und Arbeitsbedingungen der Bevidlkerung
und die gewaltsame Unterdriickung jeglicher politischer Opposition haben zu Unzufrie-
denheit und Resignation gefiihrt. ereE‘rozentsatz der Bevélkerung, der Ayatollah Kho-
meiny unterstiitzt, ist von anfianglich 90% auf weniger als 10% zuriickgefallen.



Uwe Simson: Islam, Entwicklung und Entwicklungspolitik siidlich der
Sahara. Ein Beitrag zur sozio-kulturellen Problematik der Sahelzone

Aus Politik und Zeitgeschichte, B 42/84, S. 28—37

Die Ereignisse im Iran seit 1979 und der mangelnde Entwicklungserfolg technisch und
wirtschaltlich ,korrekt" geplanter Projekte haben die Notwendigkeit einer Einbeziehung
der sozio-kulturellen Dimension in die Entwicklungsplanung plausibel gemacht.

Am Beispiel einer Schwerpunktregion der deutschen (wie der internationalen) Entwick-
lungshilfe — der Sahelregion — wird dargestellt, daB sozio-kulturelle Faktoren im Ge-
samtzusammenhang der Erfolgsbedingungen von Projekten und Programmen hdufig die
unabhédngige, wirtschaftliche und technische Faktoren dagegen eher die abhidngige Va-
riable darstellen.

Die derzeitige entwicklungspolitische Lage in der Sahelzone wird bestimmt durch ein
extremes Ungleichgewicht zwischen punktuell angesetzten, modern geplanten GroBpro-
jekten und der mangelnden Entwick!uncr cﬁesamtgesellschafﬂ.icher Produktivitit. Diese ist
nur zu erwarten, wenn die nationale und die externe Entwicklungspolitik in ihrer Planung
von den sozio-kulturellen Gegebenheiten der Region ausgeht, d. h. die vor-westlichen, von
der Masse der Bevélkerung als .eigene Tradition" empfundenen Kulturkomponenten zum
Ausgangspunkt nimmt.

Die Schliisselrolle spielt dabei der Islam, der in der Region seit dem Mittelalter prisent ist
und dessen rapide Ausbreitung in den letzten Jahrzehnten zu einer unbestrittenen
«schwarz-islamischen" Identitit gefiihrt hat. Die autochthonen Entwicklungsaktivititen,
die sich auf diese Identitat stiitzen, sind den ,offiziellen", westlich inspirierten qualitativ
und quantitativ weit liberlegen.

Eine zielgruppenorientierte westliche Entwicklungspolitik steht vor der :?gfnhe. die
Kooperation mit den legitimen Exponenten dieser ﬁientit&t zu finden. Dies dadurch
erschwert, daB die gegenwiirtigen nationalen Regierungen, die den Zugang auswértiger
Stellen zu den innergesellschaftlichen Kréften regeln, sich .modern" legitimieren.
sungsansétze zeichnen sich dort ab, wo von naﬂor:nglen Regierungen (aus welchen Griin-
den auch immer) Partizipation zugelassen wird. :

Ein zielgerichteter Politikdialog kénnte derartige Ansitze weiterverfolgen.




	Der iranisch-irakische Krieg
	Ursachen, Verlauf und die Aussichten für eine Bee
	I. Die Ursprünge des Konflikts Š das koloniale Er
	II. Die Ursachen des Krieges Š die vorprogrammier
	III. Der Verlauf des Krieges Š das Gleichgewicht 
	IV. Das regionale Umfeld Š Golfstaaten im Dilemma
	V. Das internationale Umfeld Š der "gordische (In
	VI. Aussichten für die Beilegung des Konflikts Š 

	Islamische Wirtschaftsordnung im Iran? Eine kriti
	I. Einleitung 
	II. Die Machtkämpfe unter der iranischen Geistlic
	III. Die Streitfragen 
	IV. Versuche der Ausprägung einer islamischen Wir

	Islam, Entwicklung und Entwicklungspolitik südlic
	I. 
	II. 
	III. 


